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Erstattung eines Obergu tachtens

VonJoachim Stege

Einleitung
Antragstellung und vorgeschichte ; Zuständigkeit
Bewertungsobjekt
Besonderheiten des ö rtlichen Gnrndstücksmarktes
Gutachtenerstattung
Fortgang des gerichtlichen Verfahrens
Abrechnung des Obergutachtens

Einleitung

Der Obere Gutachterausschuß (nachfolgend OG abgekürzt) ftir Grund-
stückswerte flir den Bereich des Regierungsbezirks Lüneburg hat itm
3. Mai 1979 ein Obergutachten erstattet, über das im folgenden berichtet
werden soll. Die Rechtsgrundlagen dafiir sind in den Aufsätzen von
Bodenstein (1) und Stahlhut (2) ausfi.ihrlich behandelt wor-
den, auf die ich hier ebenso verweisen möchte, wie auf den Gem. RdErl.
d. MI und d. MS v. 15. 12. 1978 (3).

Die nunmehr veröffentlichte schriftliche Formulierung des Gerichtsurteils,
bei dem das Obergutachten Pate stand, nehme ich zum Anlaß für meine
n achfolgen den Au sfiihrungen .

Antragstellung und vorgeschichte ; Zuständigkeit

Im Beschluß des Oberlandesgerichts Celle, Senat fiir Baulandsachen,
vom 22- 1- 1979 - 4 U (Baul) 146178 -findet sich folgende Formulierung,
die interessehalber im vollen Wortlaut wiedergegeben wird:

Zvr Frage, welche Verkehrswerte die fiir den Bau eines Radweges
zwischen X und Y durch den Planfeststellungsbeschluß des Regie-
rungspräsidenten in Lüneburg in Anspruch genommenen Grundstücks-
teile der Antragsteller 1975 hatten und ohne den Bau des Rad-
weges 1979 haben würden, soll ein schriftliches Gutachten des
Oberen Gutachterausschusses bei der Bezirksregierung in Ltineburg
eingeholt werden.
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Soweit nicht durch Ankäufe der öffentlichen Hand im örtlichen Be-

reich die Kaufpreise allgemein verändert worden sind, soll hierbei vor

allem auf die örtlichen Verkaufsftille im Vergleichswege abgestellt

werden, die fiir landwirtschaftliche Flächen unter gewöhnlichen

Umständen im privaten Rechtsverkehr gezahlt worden sind.

Hierbei sollen die Bodenqualitäten der enteigneten Flächen einer-

seits und der Vergleichsobjekte andererseits berücksichtigt werden.

Damit war der Auftrag an den OG klar umrissen.

Die Vorgeschichte, die zvr Antragstellung fiihrte, läßt sich in folgenden

Stichworten skizzieren: Planfeststellungsbeschluß des RP Lüneburg vom

17 . 4. 1975 (betroffen l8 Straßenanlieger), Besitzeinweisungsbeschluß

des RP Stade vom 31. 10. 1975 (gegenüber 12 Anliegern, nachdem 4 An-
lieger die Abtretungsfläche verkauft und 2 weitere den Besitz freiwillig

überlassen hatten), Verkehrswertgutachten des örtlich zuständigen Gut-

achterausschusses vom 7 .9. bzw. 19. 12. 197 5, Entschädigungsfeststel'

lungsbeschlüsse des RP Stade vom 27 . l. 1977 mit redaktioneller Berichti-

gung vom 4.2. 1977 (2,- DM Entschädigung flir den Rechtsverlust itm

Boden in Anlehnung an die Gutachten, zusdtzlich 0,60 DM als Restbe-

triebsbelastung), Anträge auf gerichtliche Entscheidung vom 4. 3 . 1977,

Urteile des Landgerichts Li.ineburg vom l. 8 . 1978 (Bestätigtrng des Ent-

schädigungsbetrages von 2,- DM/m2 ftir den Rechtsverlust + 0,60 DM l*2
als Nebenentschädigung) .

Die Zuständigkeit des OG war wegen der Lage der zu bewertenden Flächen

im Regierungsbezirk Lüneburg sowie der beiden erfüllten Voraussetzungen

nach § 137 a BBauG n. F. (Antragsteller ist Gericht, Gutachten liegt vor)

gegeben. Da laut Antrag des OLG Verkehrswerte ftir 2 verschiedene Stich-

tage,von denen der eine mit dem im Gutachten zugrvndegelegten

i d e n t i s c h ist, ermittelt werden sollten, sü der OG eine gemeinsame

Basis und hatte gegen die Erstattung des Obergutachtens keine Bedenken.

Er schloß sich damit derMeinungvon Bo denstein (l)an,dereine
Erweiterung gegenüber dem ursprtinglichen Wertermittlungsgegenstand

in begr enztem Rahmen fiir möglich hä11, wenn Gesichtspunkte der Zweck'

mäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit dies gebieten.

Bewertungsobjekt

Gegenstand der Wertermittlung wiuen Teilflächen in der Größenordnung

von 50 bis 2SO m2 ftir den um 1976 fertiggestellten Fahrradweg entlang

der Ostseite der Landesstraße im Außenbereich der Gemarkung Y. Primär

ging es in dem Obergutachten einmal um die Grundstücksqualität - die
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Straßenanlieger hatten eine Bauerwartung geltend gemacht und zum
anderen um die Definition des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs bei land-
wirtschaftlicher Nutzfläche in einem Bereich, in dem nicht nur Landwirte,
sondern auch mehrbietende andere Berufsgruppen aus der nahe gelegenen

Großstadt als Käufer auftreten.

Die besondere Problematik bei der Wertermittlung fiir bandförmige
Objekte, wenn diese radial zur Stadt verlaufen, ist bekannt. Jeder Eigen-
ttimer eines betroffenen Straßenanliegergrundstücks vermag zwar grund-
sätzlich ein Gefiille des Bodenpreisniveaus mit zunehmender Entfernung
von der Stadt anzuerkennen; er ist jedoch nicht bereit einzusehen, weshalb
gerade sein Grundsttick unterhalb einer Wertschwelle liegt, während andere
Grundeigenttimer garn in der Nähe eine höhere Entschädigung für eine
Landinanspruchnahme erwarten können.

Im vorliegenden Falle konnte die Gemarkungsgrenze zwischen X und dem
eingemeindeten Ort Y einwandfrei als Wertschwelle lokalisiert werden.
Nach dem landesplanerischen Rahmenprogramm im Einklang mit der
Flächennutzungsplanung - hat Y im Gegensatz zv X weder die Entwick-
lungsaufgabe ,,Wohnen" noch eine andere Entwicklungsaufgab e zv erfiil-
len und ist somit nicht für den Zuzug von außen vorgesehen. Es kann sich
hier also nur eine bauliche Entwicklung im Rahmen des eigenen Bedarfs
vollziehen. Da das ausgewiesene Bauland aber bis heute noch bei weitem
nicht voll in Anspruch genommen worden ist, konnte fiir Flächen außer-
halb der im Zusammenhang bebauten Ortslage keine Bauerwartung unter-
stellt werden. Für die Straßenanliegergrundstücke in X dagegen war bei der
Entschädigungsbemessung zutreffend von einer latenten Bauerwartung
ausgegangen worden, zumal es infolge der Zersiedlung dort auch keinen
ausgesprochenen Außenbereich gibt und die Baulandreserven begrenzt sind.

Die beanspruchten Flächen in Y waren sämtlich als Ackerland (diluvialer
Sandboden , 24 bis 32 Wertpunkte) genutzt worden. Für eine Differen-
zierung bei der Wertermittlung wurde kein Anlaß gesehen.

Besonderheiten des örtlichen Grundstücksmarktes

Der Baulandverkauf verläuft im Vergleich zu anderen Gemeindeteilen von
X im Ortsteil Y nur sehr schleppend. Dies ist nach den Ausführungen im
Abschnitt 3, Absatz 3,plausibel und hat wiederum zur Folge, daß Ankäufe
von Ersatzländereien mit hohem Kaufpreisangebot, wie es anderenorts zu
beobachten ist, in Y nicht erfolgen. Das innerlandwirtschaftliche Kaufpreis-
niveau liegt daher deutlich tiefer als in Orten mit der Entwicklungsaufgabe
,,Wohnen".
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Andererseits sind im Außenbereich von Y etliche Käufe durch Nicht-Land-

wirte getätigt worden, bei denen höhere als landwirtschaftliche Preise ver-

einbart wurden. Bei einer YieLzahl solcher Kaufftille stellt sich die Frage,

ob sie nicht überhaupt den gewöhnlichen Geschäftsverkehr im Sinne des

§ 142 BBauG definieren. Im vorliegenden Falle hat der OG dies verneint,
weil es sich jeweils um ganz bestimmte Grundstücke handelte, die sich von
der Allgemeinheit der Grundstücke durch die Eignung zu besonderer Ver-
wendung (Fischteiche, Wochenendnutzung usw.) unterschieden. Im
übrigen überwog immer noch die Zahl derjenigen KauffäIle, bei denen

beide Vertragsparteien Landwirte waren.

Gutachtenerstattung

Die Beratung im OG, der die erforderlichen Vorbereitungen in der Ge-

schäftsstelle vorausgegangen waren, erfolgte in der Besetzung mit dem

Vorsitzer und zwei ehrenamtlichen Gutachtern, die beide in Nachbar-

kreisen ansässig und mit den Verhältnissen in dieser Region vertraut sind.

Sie üben die Berufe Landwirt und Wirtschaftsberater bzw. Brandkassen-

kommissär und Makler (vorwiegend fiir landwirtschaftliche Grundstücke)

aus.

In Auswertung des sehr umfangreichen Kaufpreismaterials gelangte der OG

liegenden Wertermittlungsstichtag (September 1975) im Ergebnis zvm
gleichen Verkehrswert wie dort, nämlich 2,- DMlm2. Immerhin waren

auf dieser Basis in 1975176 rm Falle mehrerer Anlieger (s. auch Ab-
schnitt 2) Kaufvertragsabschlüsse erreicht worden.

Um den Verkehrswert ftir den Stichtag April 1979 zu ernitteln, wurden

die Untersuchungen über die Kreisgrenzen hinweg auf eine breitere Grund-

lage gestellt, uffi auch die Tenden z in ähnlich sturkturierten Gebieten ein-

zubeziehen . Letztlich ergab sich dabei für Grundstücke im Außenbereich

von 1975 bis 1979 ein Wertzuwachs von rd. 35 v. H., nachdem das Kauf-

preisniveau vor 1975 viele Jahre hindurch wenig Bewegung gezeigt hatte.

Konkret bedeutet dies einen Verkehrswert'von 2,70 DM/m2,.,,

Fortgang des gerichtlichen Verfahrens

Mit Gerichtsverfiigung vom l5 . 8 . L979 wurde der Vorsitzer des OG zum

Gerichtstermin ary 12. 10. 1979 geladen, um das Obergutachten inter-

pretieren und zu Fragen Stellung nehmen zu können .Zur Beweisfrage, ob

die von den betroffenen Straßenanliegern (Antragsteller) ins Treffen ge-
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fi.ihrten (vermeintlichen!) Vergleichskaufftille sie waren in einer beige-
fügten Karte kenntlich gemacht bei der Gutachtenerstattung berück-
sichtigt worden seien, wff eine schriftliche Stellungnahme (abgegeben am
20.9.1979) erbeten worden, die vor dem Gerichtstermin vorliegen sollte.
Die benannten Kauffiille waren aus den verschiedensten Gründen nicht
rum Preisvergleich geeignet gewesen; denn sie betrafen beispielsweise
Grundstücke fiir Wochenendnutzung, Sonderbauland im Außenbereich
usw.

In der mündlichen Verhandlung, die zwar in der Sache hart gefiihrt wurde,
im übrigen aber von aufgelockerter, angenehmer Atmosphäre geprägt war,
wurde das Begehren der Antragsteller (Entschädigung fiir Rechtsverlust
4,- DM/m2 zuzüglich 0,60 DM/mz) konkretisiert, während sich der
Berufungsbeklagte (Land Niedersachsen) hinter das Obergutachten stellte.
Detaillierte, ,,bohrende" Fragen zur Wertermittlung waren denn auch nur
von seiten des Verfahrensbevollmächtigten der Antragsteller zu erwarten.
Aufgrund der sehr präzisen Fragestellungen war es möglich, auch ebenso
präzise Antworten ru geben, durch die das gesamte Verfahren der Wert-
ermittlung bis hin zum Ergebnis deutlich gemacht werden konnte. Das
Gericht sprach denn auch von überzeugenden Ausfiihrungen des OG, wies
die Berufung der Antragsteller gegen das Urteil des Landgerichts Ltineburg
zurück und lehnte sich in seiner schriftlichen Urteilsbegründung eng an die
Argumentationen des OG arl. Nachfolgend wird das OI G-Urteil auszugs-
weise wiedergegeben:

,,. . ., daß auch an dem für die Wertermittlung maßgebenden Zeit-
punkt (Januar 1977) der Bodenwert jedenfalls den Betragvon 2,6ODM
je m2 noch nicht überstiegen hat, so daß den Antragstellern nach Maß-
gabe des Beschlusses des Regierungspräsidenten in Stade eine wert-
gerechte Entschädigung zugeflossen ist. Das gilt auch unter Berück-
sichtigung dessen, daß von Nichtlandwirten auch schon damals bis-
weilen höhere Grundstückspreise fiir landwirtschaftliche Flächen im
Außenbereich gezahlt worden waren, und daß fiir das Wasserwerks-
gelände in der Nähe der streitigen Teilgrundstücke jenseits der Landes-
straße sogar ein Betrag von 7 30 DM je m2 gezahlt worden war.
Solange aus Gründen Cer Spekulation oder des Kaufs fiir besondere
Zwecke, etwa der Anlage eines Fischteiches, überdurchschnittliche
Preise nur vereinzelt und in Ausnahmefällen gezahlt werden, sind sie
fiir den Grundstückvnarkt und damit den allgemeinen Verkehrswert
landwirtschaftlicher Flächen nicht reprdsentativ. Däs gilt nicht zuletzt
auch fiir die Käufe einzelner Stadtbewohner, die Grundbesitz in der
unmittelbaren Nachbarschaft von Ferienhaussiedlungen erworben
haben Was den von den Antragstellern zum Vergleich herbei-
gezogenen Verkauf für das Wasserwerk anlangt, muß zudem hervor-
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gehoben werden, daß fiir solche Objekte ebenso wie etwa fiir Sport-

pldtze, Friedhöfe oder andere Flächen, die fiir den Gemeinbedarf be-

nötigt werden, die Standortfrage von entscheidender Bedeutung ist.

Damit scheidet der Verkaufsfall an das Wasserwerk als Vergleichs-

fall für die hier in Frage stehende Wertbemessung aus. Die schriftliche

Gutachtenergänrung vom 20.9.1979 und die mtindlichen Erläute-

rungen des Vorsitzenden des Gutachterausschusses (gemeint ist OG)

haben jedenfalls zur vollen Übezeugung des Senats ergeben, daß der

Gutachterausschuß bei seiner Wertprüfung auch diejenigen Verkäufe

bedacht hat, die im Einzelfall höhere Kaufpreise als 2,- DM i, ^2
erbracht haben, jedoch wegen außergewöhnlicher Umstände als markt-

gerechte Vergleichsfälle ausscheiden mußten. Daß der Vorsitzende

des Ausschusses die Antragsteller nicht von dem Zeitpunkt unterrichtet

hatte , zu welchem er sich ru den von ihnen genannten Vergleichs-

objekten begab, uffi deren Verhältnisse zv prüfen, ist verfahrens-

rechtlich unbedenklich: Einer Information der Parteien hätte es nur

bedurft, wenn die örtliche Lage des betreffenden Objektes sich ohne

deren Mithilfe nicht ermitteln ließ oder die Vergleichsobjekte den An-

tragstellern sonst unbekannt geblieben wären. Den Antragstellern ist

durch die schriftliche Stellungnahme des Vorsitzenden des Aus'

schusses vom 20.9. L979 besonders ausfiihrlich rechtliches Gehör

gewährt worden, uffi die Ansicht des Sachverständigen mit dem eige'

nen Wissen über die von fünen ins Treffen gefiihrten Fälle vergleichen

zv können. Sie haben jedoch weder schriftsätzlich noch mündlich in

der Verhandlung vor dem Senat neue Gesichtspunkte aufzeigen kön-

nen, die der Vorsitzende des Ausschusses nicht schon schriftlich

behandelt hatte und die er dann vor dem Senat nochmals verdeut-

lichen konnte."

Bemerkenswert ist übrigens auch die Tatsache, daß das OLG in seinem

Urteil weder einen Anschneidungs- noch einen Resthofschaden für gerecht-

fertigt hält:

,,Bei diesem Zuschnitt läßt sich nicht feststellen, daß der Verlust der

nur wenige Meter breiten Randstreifen Arbeitserschwernisse, ins-

besondrr. durch häufigeres Wenden des Treckers, und damit einen

sogenannten Anschneidungsschaden mit sich gebracht hat.

Noch weniger Anhaltspunkte bestehen für die Annahme, daß infolge

der Enteignung der kleinen, hier in Frage stehenden Teilflächen durch

Verschiebung des Verhältnisses zwischen dem Ertrag an landwirt-

schaftlichen produkten einerseits und den festen Hofkosten anderer-

seits Rentabilitätsnachteile für die einzelnen Höfe der Antragsteller

verblieben sind."
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Abrechnung des Obergutachtens

Die Kostenberechnung erfolgte nach dem Gesetz über die Entschädigung

von Zeugen und Sachverständigen in der Fassung vom 1. 10.l969,zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. Ll . 1976 (BGBI. I S. 3221). Im einzelnen

wurden danach angesetzt:

§ 3 die Entschädigung für die Leistungen der Sachverständigen

(Vorsitzenden und ehrenamtlichen weiteren Gutachtern) zu einem

Stundensatz von 45 ,- DM;

§ 8 der Ersatz von Aufwendungen; hierzu gehören Aufwendungen

der Geschäftsstelle @ersonal- und Saclrkosten) und ftir Kataster-

unterlagen Q,itt. (1) 1.) sowie Schreibauslagen (Zitt. (1) 2.) gemäß

Nr. 1900 des Kostenverzeichnisses rum Gerichtskostengesetz in der

Fassung vom 15. I 2. 1975 , zuletzt geändert durch Gesetz vom

16.3. 1976 (BGBI. I S. 581).

§ q die Fahrkosten und

§ 10 die Reisekosten fiir die Ortsbesichtigung und die Ausschuß-

sitzung, wobei die Entschädigung für den Aufwand der Sachverstän-

digen auf den Satz zu beschränken war, der Richtern in der Reise-

kostenstufe B als Reisekostenvergütung zusteht (§ 10 (2)).
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Wertermittlung im Zusammenhang mit Erbbaurechten*

VonHeinz Frenkler

Das Problem der Bewertung von Erbbaurechten ist das Problem der Anpaszung des

Erbbauzinses.

Dabei ist die Unsicherheit der Rechtspre0hung bei alten Erbbaurechten ohne Erb-
bauzinsanpassungsklausel so groß, daß der Gutachter die rechtlichen Möglich-
keiten einer Zinsanpassung im allgemeinen kaum wird übersehen können.

Der BGH hat in einem Urteil angedeutet, daß Erbbauzinserhöhungen fiir diese
alten Verträge unter dem Gesichtspunkt des § 242 BGB (Leistung nach Treu und
Glauben) am ehesten Zustimmung finden können, wenn das Erbbaurecht zur Siche-
rung desUnterhaltes dient;2. B. Alterssicherung von Landwirten, kirchliche Pfründe-
stiftungen u.a.m. Da gerade bei diesen alten Erbbaurechten das Mßverhältnis
zwischen gezahltem Zins und inzwischen stark erhöhten Bodenwerten besonders
unerträglich geworden ist, tendiert die Rechtsprechung hier heute zu einer An-
passung. Selbst bei ganz kürnmerlichen Erbbauzinsen aus der Zeit zwischen l92O
bis 1954 ist aber bisher kein urteil bekannt geworden, das dem Grundeigentürner
mehr als das Dreifache des bisher gezahlten Erbbauzinses zubilligt. Wegen dieser
unsicherheit in der Rechtsprechung hat z.B. die stadt wolfsburg vorläufig auch
fiir Geschäftsgrundstticke der Innenstadt keine Zinsanhebung versucht, wenn der
Vertrag keine Anpassung vorsah.

Bei Erbbaugrundstticken mit einer Zinsanpaszungsklausel taucht bei Bewertungen
regelmißig die Frage nach dem ,,angemessenen" Erbbauzins auf. Angemessen kann
hier nur im verhältnis zum Grundstückswert bedeuten. unter der wirkung des

§ 9 a Abs. I der Novelle zur Erbbaurechtsverordnung von 1974 gibt es für reine
wohngrundstticke diesen Begriff des ,,angepaßten" Erbbauzinses eigentlich nicht
mehr, denn der Grundstückswert ist als alleiniger Anpassungsmaßstab ausdrück-
lich nicht gebilligt, soweit es sich nicht um den zeitraum vor Inkrafttreten der
Novelle handelt. Eine Erhöhung des Erbbauzinses darf danach nur im Rahmen einer
Anderung der ,,allgemeinen wirtschaftlichen verhältnisse'. erfolgen, wobei der neue
wert unter dem Gesichtspunkt der ,,Billigkeit" im Einzelfall zu beurteilen ist.

Der Gesetzgeber hat im einzelnen nicht ausgefiihrt, was er unter ,,allgemeine wirt-
schaftliche verhiiltnisse" verstanden haben möchte, sondern aie Äslegung.der
Rechtsprechung überlassen. Aus den bisher vorliegenden wenigen urteilen der
oberen Gerichte läßt sich mit sicherheit nur ableiten, daß der Kostenindex für die
Lebenshaltung allein den Begriff ,,allgemeine wirtschaftliche Verhältnisse.. nicht

*Kurzvortrag auf der Fortbildungsveranstaltung Nr. 5.1 am 16. I l. LgTg in Lüneburg
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ausschöpft. Im Interesse einer gerechten Abwägung der Einkommensentwicklung

bieten sich fiir einen Mischindex besonders das Volkseinkommen, Bruttoeinkom-
men, Masseneinkommen u. ä. m. an.

Nun wäre es aber irrig anzunehmen, der Bodenwert habe fiir die Anpaszung des

Erbbauzinses überhaupt keine Bedeutung mehr. Nach Artikel 14 Grundgesetz dafi

dem Erbbaurechtsausgeber eine wirtschaftliche Nutzung seines Grundstücks nicht
unmöglich gemacht werden.Im Rahmen des billigen Ermessens ist daher auch bei

Abwägung aller Fakten des Einzelfalles die Anpassung an Bodenwerte möglich. Das

Oberlandesgericht Celle hat zum Beispiel schon unter der Herrschaft des § 9 aErb-
bau VO fiir rechtens erkannt, daß das Grundstück durch die Bodenwertsteigerungen

und die im Erbbaurecht errichteten Gebäude durch die Erhöhungen des Baukosten-

index im Wert steigen, und daß Erbbaurechtsausgeber und Erbbaurechtsnehmer in
angemessenem Verhältnis an dem Gewinn partizipieren sollten. Eshandelt sichum
das von Gerardy publizierte Verfahren (S. 588 seines Buches ,fraxis der Grund-

stäcksbewertutg",2- Auflage 1975) zm Lösrng mit Hilfe des Bodenwertanteiles am

Gesamtwert. Da neben dem Bodenwert auch der Herstellungswert des Gebäudes bei

Vertragsabschluß bekannt sein muß, ist das Verfahren zweifellos ziemlich arbeits-

aufwendig und eigentlich nur bei starken sachlichen Vereinfachungen praktikabril.

Wenn der Runderlaß des Nds. Ministers der Finanzen vom 19.7.1979 - Richt-

linien für die Bestellung von Erbbaurechten - Anderung des Erbbaurechtsvertrags

musters - feststellt, daß die Errechnung des Erbbauzinses alle 5 Jahre nach dem

jeweiligen Vetkehrswert des Grundstücks unter Verwendung des vertragsanfän!-

lichen Zinssatzes nach billigem Ermessen erfolgen soll, so ist mir kein anderes

Verfahren als das nach Gerardy bekannt, das das leistet.

Ist auch die Auswahl der Anpaszungsnaßstäbe bei Wohnbebauung durch die Wir-

kung des § 9 a bereits sehr eingeschränkt, so gibt es fiir Gewerbegrundstücke oder

gewerblich genutzte Grundstäcksteile keine Reglementierung. Aber auch hier ist

regelmäßig zu beurteilen, ob die vertraglich verabredete Anpassung rechtens ist.

Maßstab für die rechfliche Beurteilung ist in allen Fällen § 3 Währungsgesetz vom

20.6.1948, der es verbietet, Geldschulden in DM einzugehen, deren Betrag durch

den Preis an de re r Güter oder Leistungen bestimmt wird.Wertsicherungsklau-

seln, die diesen Tatbestand n i c h t erfüllen, sind daher erlaubt. Die gesetzlich

verbotenen können indessen durch Genehmigung der Landeszentralbank erlaubt

werden. (Verbot des öffentlichen Rechts: i. S. v. § 134 mit Erlaubnisvorbehalt). Bei

Geldschulden soll also der Nennwert des Geldes und nicht dessen Kaufkraft über

die Erfüllung entscheiden §ominalprinzip)-

Die Deutsche Bundesbank hat einen ,,Negativkatalog" erla§sen, in dem sowohl be-

stimmte Schuldverhältnisse als auch Klauseln aufgezählt sind, flir die eine Ge'

nehmigung überhaupt nicht oder nur unter ganz bestimmten Vorausetzungen er'

teilt wirden kann. Letztlich entscheiden die ordentlichen Gerichte auf Voranfrage

oder in einer Leistungsklage. Die Gerichte sind bei ihren Urteilen an etwaige, die
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Genehmigung ablehnenden Entscheidungen einer Landeszentralbank nicht gebun-
den, wohl aber an ein ,§egativattest", mit dem das Genehmigungsbedürfnis durch
eine Landeszentralbank verneint wird. In dieser Tatsache liegt der Wert der neuen
Vertragsklausel nach dem Rd. Erl. vom 19. 7.1979. Durch sie wird die Möglichkeit
eröffnet, die Anpassung nach billigem Ermessen nach dem Bodenwert auvurichten,
dem einzigen Vergleichsnaßstab, der in unmittelbarer sachlicher Beziehung zum
Erbbaurecht steht.

Von den Wertsicherungsklauseln ist nur allein die ,§leitklausel" genehmigungs-
bedürftig, weil bei ihr die Beziehung einer Geldschuld zu einer Vergleichsgröße
gleichlaufend und automatisch festgehalten wird. Die Bezugsgröße stellt sich bei
einer Gleitklausel als ,freis oder Menge anderer Güter oder Leistungen" i. S. von
§ 3 Abs. 2 Währungsgesetz dar. Wegen der Andersartigkeit zwischen Geldschuld und
Bezugsgröße bedarf die Gleitklausel zu ihrer Wirksamkeit immer der Genehmigung.

Bei Gleichartigkeit beider Faktoren ist die Anpassungsklausel eine genehmigungs-
freie spannungsklausel. Bisher haben die Landeszentralbanken den standpunkt
vertreten, Erbbauzins und Bodenwert seien nicht gleichartig. Derartige spannungs-
klaüseln fuitten für Erbbauzinsen keine Aussicht auf Genehmigung melu, wenn sie
nach dem 30. 11. 1969 vereinbart sind. Eine wesentliche Anderung kündigt sich
hier an, weil die Landeszentralbank in Bayem an24.6.1975 einNegativattestfür
die Relation Erbbauzins : Bodenwert erteilt hat.

Als dritte Gruppe besteht die Vorbehaltsklausel. Unter einer Vereinbarung mit Lei-
stungsvorbehalt wird eine Abrede zwecks wertsicherung verstanden, bei der die
Höhe der Geldschuld nicht automatisch abgeleitet wird, sondem späterer Neu-
festsetzung vorbehalten bleibt.

Für den Gutachter am plausibelsten und am eindeutigsten abzuschätzen wlire natür-
lich die Spannungsklausel - wenn der Trend in der Rechtsprechung anhrilt.

Endzweck der Untersuchung von Anpassungsklauseln ist natürlich die dadurch mög-
liche Abschätzung des verkehnwertes des Erbbaurechtes. Es kann ja nicht ohne
Prüfung einfach der z.z. gerade gezahlte Erbbauzins unterstellt werden, denn er
hängt nicht ausschließlich vom Bodenwert und von den Bedingungen des vertrages
ab, sondem hat eine persönliche Komponente, die durch verhandlungsgeschick,
Durchsetzungsvermögen und rechtliche Kenntnisse der Kontrahenten bestimmt
wird. Der Verkehrswert eines Erbbaurechts ist dagegen unabhängig von Eigenschaf-
ten des Erbbaurechtsausgebers und des Erbbaurechtsnehmers. Er kann daher nur
gefunden werden, wenn bei der Berechnung der dem objekt entsprechende und
rechtlich auch durchsetzbare Erbbauzins unterstellt wird.

Aus dem Vorhergesagten ergibt sich folgerichtig, daß der Wert eines Erbbaurechtes
völlig unabhängig ist von der Person des Berechtigten. Das gilt selbstverständlich
auch, wenn durch Kauf Erbbaurecht und Grundstück sich in einer Hand befinden.
Da die beiden Wertkomponenten zusammen den Verkehrswert des Grundstticks er-

149



geben, kann man sich in solchem Falle allerdings meist die Einzelermittlung des

Anteils des Erbbaurechtes am Grundstück ersparen.

Für die Bestimmung dieses Anteils des Erbbaurechts am Gesamtgrundstück gibtesin

der Praxis vier Metloden. Das Verfahren nach Gerardy habe ich bereits fri.füer er-

wähnt. Es ist auch bei Vereinfachung sehr arbeitsaufwendig, denn man muß den

Sachwert der Gebäude und den Bodenwert bei Vertragsabschluß ermitteln, daraus

den Anteil des Bodenwertes am Gesamtwert berechnen, dann den Gebäudewert mit
Baukostenindex und technischer Wertninderung fortschreiben und den Bodenwert
am Bewertungsstichtag bestimmen, bevor zur Berechnung des Erbbaurechtsanteils

geschritten werden kann. Gerardy empfiehlt zwar Durchschnittswerte zu nehmen,

aber ob das möglich ist, hängt nicht allein vom Gutachter ab.

Lehmann hat 1974 in seiner Dissertation zur Wertermittlung von Erbbaugrund-
sti.icken eine Kaufpreisanalyse fur 732 Verträge durchgefiihrt, von denen allerdings

nur rd. 9 v. H. aus den Jahren l92l bis 1947 stammten, also älter waren. Das Ergeb-

nis der Dissertation ist quasi eine Momentaufnahme des Marktes, denn die abgelei-

teten Berechungsformeln haben keine Zeitkompomente. Da die Untersuchung erst

5 Jahre zurückliegt, werden die gefundenen Formeln ziemlich sicher noch unbesorgt

benutzt werden können. Ebenso sicher ist aber, daß sehr bald untersucht werden

m[ßte, wie sich die Kaufpreise für Erbbaugrundstücke mit abnehmender Vertrags-

dauer verändern. Nur das Maß dieser Anderung ist unsicher, wenn man auch Ver-

mutungen anstellen kann. Kein Zwetfel besteht auch ohne neue Untersuchung, daß

der Kaufpreis eines Erbbaugrundstücks nicht unberührt davon bleiben kann, ob der

Vertrag noch 60 oder nur noch 6 Jahre dauert.

Schließlich bleibt noch die Ermittlung des Wertanteils nach den Wertermittlungs-
richtlinien in der Neufassung vom 27 . Juli 1973, die sich eigentlich nur auf Erbbau-

rechte ohne Anpaszungsklausel beziehen.

Da niemand heute voraussagen kann, wie sich die Erbbauzinsen im Verlauf einer

noch langen Vertragszeit entwickeln und wie hoch die Bodenwerte sein werden,

ist die Berechnung des Erbbaurechtsanteils am Boden mit Hilfe der verrenteten und

dann herabdiskontierten Differenz zwischen eigentlich angemessenem und rechtlich

erreichbarem Erbbauzins zumindest bedenklich. Ftir die Ermittlung eines Verkehrs-

wertes zum Verkauf von Erbbaurechten ist sie gänzlich unbrauchbar. Nur zur

Berechnung einer Entschädigung bei vozeitigem Eingriff in den Erbbaurechts-

vertrag (2.B. durch Enteignung) können die Wertermittlungsrichtlinien unter Um-

ständen eine gewisse Hilfe für den Fall bieten, daß troE bestehender Bedenken

kein besseres Verfahren anwendbar ist.

Aus unberechtigter Sorge, womöglich gegen erklärte wissenschaftliche Thesen zu

verstoßen, bleibt eine weitere Möglichkeit zur Bestimmung des Verkehrswertes von

Erbbaurechten zuweilen felrlerhaft unbeachtet.

Es gibt Regionen, wo trotz Erbbaurecht die Erbbaugrundstücke nur zum vollen Ver'

kehrswert eines nicht belasteten Grundsti.icks verkauft werden. Bis vor kurzem ge'
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höfie z.B. auch die Stadt Wolfsburg zu ihnen. Wenn ein solches Verfahren orts-
üblich ist, erübrigt sich jegliche Diskussion darüber. Der Verkehrswert ist nicht der
Wert, der nach theoretischen Überlegungen eigentlich angemessen oder wirtschaft-
lich richtig wäre, sondem er wird in freier Entscheidung von Käufem und Ver-
käufern bestimmt. Es ist daher ganz sicher falsch, eine theoretisch berechnete oder
ganz anderswo empirisch ermittelte Berechnungsformel dem örflichen Markt auf-
zwingen zu wollen.

Eigentlich wäre es ja allgemein zu erwarten, daß ein Erbbaugrundstück nicht billiger
als ein sonstiges Baugrundstück gleicher Qualität verkauft wird, denn das Gegenteil
würde beweisen, daß die Vergabe im Erbbaurecht ein wirtschaftlicher Fehler war.
Ich kenne aus der Vergangenheit Fälle, wo ein Grundstückseigenttimer Erbbau-
grundstücke zum vollen Preis nebst einem Zuschlag für entgangenen Zinsgewinn
vorzeitig auf Wunsch des Erbbauberechtigten verkauft hat. Wir dürfen auch nicht
übersehen, daß vielfach Erbbaugrundstticke von der öffentlichen Hand nach poli-
tischen und nicht nach wirtschaftlichen Geischtspunkten verkauft werden. Diese
nur sogenannten Vergleichswerte zur Richtschnur für Verkäufe Privat an Privat zu
machen, wäre sicher nicht sachgerecht.

Schließlich ist auch die Auswahl der Objekte bei Kaufpreisanalysen problematisch.
So hat Lehmann T32Kaufverträge untersucht. Diese Zahl und noch mehr hätte ihm
allein die Stadt Wolfsburg liefern können, wo seinezeit Erbbaugrundstticke nur
zum vollen Verkehrswert verkauft wurden. Tatsächlich ist Wolfsburg wohl auch in
der Objektliste vertreten, aber nur mit dem Gewicht l. Wie anders hätte die Leh-
mannsche Formel ausgesehen, wenn Wolfsburg mit dem vollen Gewicht der großen
Zahl aufgenommen worden wäre?

Zum schluß möchte ich noch auf den immer wieder von Erbbauberechtigten vorge-
brachten Einwand eingehen, der wert ihrer im Erbbau errichteten Häuser leide
unter der besonderen Rechtsform und liege unter den verkehrswerten vergleich-
barer Gebäude auf Eigentumsgrundstücken. Da wir diesen Einwand in wolfsburg bis
zum Überdruß hören mußten, haben wir eines Tages damit begonnen, aus der brt-
lichen Tageszeitung Verkaufsangebote für einzeln stehende, bessere Einfamilien-
häuser herauvuzuchen und zu registrieren. Nach Abzug fiir vorhandene Garagen
wurde der Kaufpreis pro Quadratmeter wohnfläche berechnet. Für verkäufe in
wolfsburg war wegen der Erbbaurechte - und nur solche Grundstücke sind hier
berücksichtigt - der Bodenwert eigentlich im Preis nicht enthalten, während für die
stadt Braunschweig und den Landkreis Gifhom (nähere umgebung Gifhom)
Grundstückswert und Gebäudewert notwendigerweise zusammengefaßt sind.
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Einfamilienhäuser und Bungalows
(Inserate der Tageszeitungen für Gebäude zwischen 8 bis 16 Jahren Lebensdauer)

1977 lV.Quartal

Region lzahl Grundstücksfläche

m2

Wohnfläche

m2

Kaufpreis (reduz.)

Wohnfläche DM/m2

Bs (2e)
GF (s 1)

woB (3s)

857
841
814

163

147

146

1.881,-
I .8 70,-
2.072,-

1979 August-Oktober

Bs (2)
GF (18)
woB (to)

775

988
767

170
147

150

2.291 ,-
2.097,-
2.329,-

Die Grundstticke in Wolfsburg sind im Erbbaurecht vergeben.

Nebenergebnis:

Die Verkaufspreise von Einfamilienhausgrundstücken steigen also im gleichen Ver-

hältnis wie die Baukosten. Diese Feststellung ist sicher nicht direkt überraschend,

aber zuweilen mag sie bei Bewertungen nach dem vergleichswertverfahren nütz-

lich sein.

Das Hauptergebnis der untersuchung ist überraschend. sowohl 1977 wie 1979hat

wolfsburg nirht, *ir ru erwarten wäre, den kleinsten, sondem den größten Quotien-

ten Kaufireis durch Wohnfläche. Auch wenn wir die Aussagekraft der Tabelle nicht

tiberbeweiten, so ist doch eindeutig festzustellen: Gebäude auf Erbbaugrundstücken

erleiden durch die besondere Rechtsform nicht den oft behaupteten Wertverlust'
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Jahr

E infamilienhäu se r (M ittel)
Kaufpreis DM

Wohnfläche m2

Baukostenindex

August

1977

(IV.Quartal)
1979

(Aug. bis Okt.)

1.941,-

2.239,-

Steigerung: + 15 35 v. H.

1.03s I
1.202,7

+ 16,16 v. H.
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Datenschutz bei den Katasterämtern

VonHermann Lange

Einleitung

Verfolgt man die Entwicklung des Datenschutzes allgemein, könnte man

meinen, daß der Datenschua die Mutter allen Verwaltungshandelns ge-

worden ist. In der Tat hat der Datens chute eine gesellschaftspolitische

Bedeutung ersten Ranges bekommen; jedenfalls ist dies so aus den Medien
ztr entnehmen, in denen sich die öffentliche Meinung widerspiegeln soll,
und wird auch so von den Instanzen vertreten, die inzwischen als Kon-
troll- und Mittlerinstitution eingesetzt worden sind.

In dem Maße wie sich der Übergang von einer Hoheitsverwaltung zu einer

Leistungsverwaltung vollzog, ein Vorgang, der in einer hochentwickelten
Industrienation zwangsläufig sich vollziehen mußte, entwickelt sich das

Bedürfnis, Informationen zü sammeln und zu verarbeiten. Die Möglich-
keiten einer automatisierten Datenverarbeitung kaur dieser Entwicklung
sehr entgegen. Hinzu kommt der Zwang nx Rationalisierung. Man ist ver-
sucht, durch Integration mit anderen Verwaltungszweigen Dateien zv
verknüpfen, uffi Doppelarbeit zu vermeiden und um Inform,ationen der

Nachbarverwaltung ftir die eigenen Belange nutzbar nJ verwerten.In unse-

rer Verwaltung begann bereits vor etwa 10 Jahren der Gedanke einer
Grundstücksdatenbank sich breitzumachen. Eine Entwicklung, die durch-
aus vom Standpunkt der Benutzer her zu begrüßen ist. Kommt er doch
dem Willen des Gesetzgebers entgegen, ein Liegenschaftskataster einzu-
richten, das vielen Bedürfnissen von Recht, Verwaltung und Wirtschaft
dienen kann, also ein sog. Mehrzweckkataster zur Verfiigung zu haben.

Auf der anderen Seite ist der Bürger nicht mehr gewillt, die Sammlung
und Verbreitung personenbezogener Daten durch Behörden ins Ufer-
lose wachsen zu lassen. Solange Daten über Personen nur vereinzelt bei den
verschiedensten Institutionen, ob öffentlichen oder private n, ,,archivie rt",
d. h. wohl gespeichert aber kaum verbreitet waren, bestand kaunr eine
gesellschaftspolitische Forderung nach Datenschutz. Mißbrauch konnte
mit dem Datensammeln oder dem Verbreiten der Daten zwar auch schon
betrieben werden, er blieb aber immer lokal begrenzt, darmt überschaubar
und somit auch kontrollierbar.

Die Diskussion über Datenschutz entfachte meines Wissens erst recht zu
dem Z9itpunkt,"in dem mit einer Novellie:r'ung der Bestimmungen über das
Melderegister ftir jeden Bürger ein Personenkennzeichen eKD vergeben
werden sollte. Auch im automatisierten Liegenschaftsbuch war dessen Ver-
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wendung vorgesehen. Als Nummer (12 Stellen waren vorgesehen) wollte

sich der Mensch nicht degradiert sehen. Er ist mit seiner Forderung, es

nicht soweit kommen nr lassen, durchgedrungen. Die Akten über die Ver-

gabe des Personenkennzeichens sind vorerst jedenfalls geschlossen.

Der Bürgerwille hat über eine scheinbar notwendige verwaltungsmäßige

Zweckmäßigkeit gesiegt. Die Forderung nach einem gesetzmäßigen Daten-

schutz wurde immer dringlicher. Seit dem 1. I . 1978 gibt es das Bundes-

datens chutzgesetz (BDSG), und auch die Länder haben bis auf wenige

Au sn ahmen inzwischen ge se tzliche Regelungen ge schaffe n .

Durch diese Gesetze ist der erste Schritt zvr Lözung des Konflikts zwi-

schen dem Grundrecht der Informationsfreiheit (Art. 5 GG) und dem Per-

sönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. I i. V. m. Art. I Abs. I GG) getan. Aber

auch nur ein erster Schritt ist getan, gelöst ist das Problem keinesfalls. Die

Abwägung zwischen dem Bedürfnis auf Informationsverarbeitung als dem

Mittel, uffi umfassend und wirksam Verwaltungsaufgaben vollziehen zu

können oder in der Wirtschaft im Wettbewerb bestehen zu können, und

dem Verlangen des Bürgers, ihn vor einer Beeinträchtigung seiner schutz-

wtirdigen Belange (der Privatsphäre) bei der Datenverarbeitung zu bewah-

ren, wird einer fortlaufenden Entwicklung bedürfen. Kontrollorgane, die

Datenschutzbeauftragten, sind institutionalisiert worden. Sie beraten den

Bürger und überwachen die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen.

Die Behörde hat die Aufgaben nach dem Datenschutzgesetz wahzuneh-

men. Fest steht aber auch, dafl ohne Mitwirkung der Betroffenen Daten-

schutz schlecht zv verwirklichen ist. Zum Waclrhalten des Datenschutz-

bewußtseins ist es erforderlich, daß der Betroffene selbst die ihm durch

Gesetz gegebene Kontroll. und Korrekturfunktion ausübt, indem er von

dem Recht der Auskunft und des Berichtigungsverlangens Gebrauch

macht.

Es ist aber auch zu fragen, ob in der Verwaltung nicht schon seit langem

Datenschutzbestimmungen zu beachten sind:

Es gibt nach dem Beamtengesetz eine allgemeine Verschwiegenheits-

pflicht

das Strafgesetzbuch regelt in § 353 die Amtsverschwiegenheit

das Verrnessungs- und Katastergese tz schränkt die Benutzungsmöglich-

keit des Liegenschaftskatasters ein

durch die vorläufige Regelung des Datenschutzes im RdErl- v- 9. I l-

lgTO sind wirksame Anordnungen über den Datenschutz in den

Rechenzentren des Landes getroffen worden.
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2.1

Wesentliche Grundbegriffe nach dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz
(NDsc)

Grundgedanke des NDSG

Ausgehend vom Wortlaut des § I Abs. I und 2,nämlich

,,(1) Aufgabe des Datenschutzes ist 0s, durch den Schutz personen-
bezogener Daten vor Mßbrauch bei ihrer Speicherung, übermittlung,
Veränderung und Löschung (Datenverarbeitung) der Beeinträchti-
gung schutzwtirdiger Belange der Betroffenen entgegenzuwirken.

(2) Dieses Gesetz schützt personenbezogeüe Daten, die von Behörden
und sonstigen öffentlichen Stellen (§ 7 Abs. I , § 15) in Dateien ge-
speichert, verändert, gelöscht oder aus Dateien übermittelt werden.
Ausgenommen sind personenbezogene Daten, die nicht nfiübermitt-
lung an Dritte bestimmt sind und in nicht automatisierten Verfahren
verarbeitet werden. Für diese Daten hat die speichernde Stelle aber die
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erfor-
derlich sind, uffi die Kenntnisnahme durch Unbefugte zu verhindern;
§ 6 Abs. I Satz 2 findet insoweit Anwendung",

sind zunächst die Grundgedanken des Gesetzes zu umschreiben:

Der Bürger soll vor einer Beeinträchtigung seiner schutzwürdigen Be-
lange @rivatsphäre) bei der Datenverarbeitung bewahrt werden. Dem-
nach sind alle Daten geschützt, die sich auf natürliche Personen be-
ziehen.

Voraussetzung fiir die Anwendung des Gesetzes ist allerdings, daß die
Daten in einer Datei gespeichert sind.

Datenverarbeitung ist das Speichern, Übermitteln, Verändern und
Löschen von Daten sowohl im herkömmlichen als auch im elektro-
nischen Verfahren.

Definitionen2.2

2.2.1 Datenschutz

Hierunter versteht man den Schutz von Personen vor

Verfälschung
Zerstörung
Mißbrauch

ihrer Daten.
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Die Daten müssen sich auf eine bestimmte Person direkt beziehen oder

eine bestimmte Person erkennen lassen-

2.2.2 Datensicherung

Hierunter werden alle technischen und organisatorischen Maßnahmen

verstanden, die das vollständige, rechEeitige und richtige Funktionie-

ren der Datenverarbeitung zum Ziel haben.In Frage kommen

Ausschluß von Fehlermöglichkeiten bei der Datenverarbeitung

Vorkehrungen zur Verhütung des Mßbrauchs

der EDV-Anlage

der Daten selbst

vorkehrungen zur verhütung von schadeinwirkungen von außen

(Katastrophen, Feuer, Wasser u. dgl.).

2.2.3 Datei

Definiert ist der Begriff in § 2 Abs. 3 Nr. 3 NDSG, nämlich

,,3. eine Datei ist eine gleichartig aufgebaute Sammlung von Daten, die

nach bestimmten Merkmalen erfaßt und geordnet, nach anderen be-

stimmten Merkmalen umgeordnet und ausgewertet werden kann,

ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren; nicht hierzu gehören

Akten und Aktensammlungen, 0s sei denn, daß sie durch automati-

sierte Verfahren umgeordnet und ausgewertet werden können."

Da das Vorhandensein einer Datei Voraussetzung fiir die Anwendung des

Gesetzes ist, bedarf es einiger Überlegungen zu diesem Begriff. Auch wenn

im Gesetz eine Begrilfsbestimmung hierfiir gegeben worden ist, hat die

praxis Schwierigkeiten mit der Auslegung. Bevor die Anwendung ftir die

Vermessungs- und Katasterverwaltung untersucht werden soll, hier einige

Thesen:

Die Datei ist eine Sammlung von Daten, sie muß ausmehreren Daten

bestehen, die sich auf eine oder mehrere Personen beziehen-

Die Sammlung von Daten muß strukturiert oder formatiert sein, d-h.

daß gleiche Informationen immer an gleicher Stelle stehen, da nur so

die Möglichkeit besteht, die Datei nach bestimmten Merkmalen um-

zuordnen und auszuwerten-

Eine Liste, ir der mehrere Fälle in einem nicht automatisierten Ver-

fahren sich auf einem Datenträger befinden, ist keine Datei, da deren

Daten nicht umsortiert werden können, ohne neu geschrieben zu

werden.
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Die Datenträger einer Datei in einem nicht automatisierten Verfah-
ren müssen physisch an einem Ort zusammengefaßt sein. Daher sind
z.B. Personalbogen, die zwar gleichartig aufgebaut und wegen ihres
Sachzusammenhanges eine Einheit bilden, jedoch in Personalakten
aufbewahrt werden, keine Datei. Erst wenn die einzelnen Bogen aus
ihren jeweiligen Aufbewahrungsorten entfernt und an einer Stelle
zusammengefaßt worden sind, werden sie zu einer Datei.

Der Dateibegriff ist auch dann gegeben, wenn die Daten nur fiir eine
bestimmte Zeit benötigt werden, eine sog. Zwischendatei.

Eine ,,interne" Datei ist eine Datei, die im nichtautomatisierten Ver-
fahren vorhanden ist und ausschließlich fiir interne Zwecke verwen-
det wird. Diese Dateien fallen nur insoweit unter das NDSG, als fiir
sie auch die Maßnahmen nach den § § 6 und 16 des NDSG durch-
gefiihrt werden müssen.

Anwendbarkeit BDSG/NDSG

Das BDSG regelt die Datenverarbeitung in der Wirtschaft und in der Bun-
desverwaltung. Für die Landesverwaltung gilt es nur, soweit sie Bundes-
recht ausfiihrt und der Datenschutz nicht durch eigenes Landesrecht ge-
regelt ist. Dies ist in Niedersachsen geschehen, so daß Landesbehörden
auch dann nach dem NDSG zu verfahren haben, wenn sie Bundesrecht aus-
fiihren; andererseits haben Bundesbehörden, die Landesrecht ausfifüren,
sich nach den Vorschriften des BDSG zu richten . Letzteres trifft zu fiir
Vermessungsstellen bei Bundesbehörden wie z.B. bei der Wasser- und
Schiffahrtsdirektion oder der Bundesbahn.

Das NDSG würde von den Katasterämtern auch im Falle einer Eingliede-
rung in die Landkreise oder die kreisfreien Städte anzuwenden sein.

Zu den öffentlichen Stellen, die nach § 7 das NDSG anzuwenden haben,
gehören auch ,,beliehene Unternehmer", das sind nattirliche bzw.juristische
Personen des Privatrechts, denen öffentliche Verwaltungsaufgaben durch
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes übertragen worden sind. Dies träfe im
Bereich Vermessungswesen auf die Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieure als Institution, d.h. auch fiir deren Angestellte,zü.

Eine Ausnahme bildet nach § 7 Abs. 2 NDSG die Verarbeitung personen-
bezogener Daten der Bediensteten der Behörden und sonstiger öffent-
licher Stellen, soweit es sich um frtihere, bestehende oder zuktinftige
dienst- oder arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse handelt. Die Regelung
entspricht § 7 Abs. 3 BDSG und stellt sicher, daß die Arbeitnehmer in
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der öffentlichen Verwaltung und in der Wirtschaft hinsichtlich der mate-

riellen Datenschutzbestimmungen gleichgestellt sind. Anzuwenden sind

die § § 23 bis 27 des BDSG.

Eine weitere Ausnahmeregelung enthält § 24 ,,Weitergehende Vorschrif-

ten". Die Bestimmung entspricht § 45 BDSG. Sie stellt klar, daß besondere

Rechtsvorschriften des Landes, die auf in Dateien gespeicherte personen-

bezogene Daten anzuwenden sind, den Vorschriften des NDSG vorgehen.

Obgleich im Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt, sind hierunter besondere

Vorschriften zu verstehen, die dem Datenschutz dienen. Spezialvorschrif-

ten des Bundes sind nicht erwähnt, da sie ohnehin vorgehen. Bei der Auf-

zählung ist davon abgesehen worden, einzelne Rechtsbestimmungen an-

zugeben, wie dies in § 45 BDSG geschehen ist. Dies hätte, wenn überhaupt,

nur beispielhaft geschehen können und wäre auch u.IJ. fortschreibungs-

bedärftig gewesen. Fest steht jedoch, daß unter die Nr . 7 der Aufzählung

,,die übermittlung, Berichtigung und Löschung von in öffenflichen Re-

gistern aufgefiihrten personenbezogenen Daten" auch z.B. § 1 und

Abschn. 3 des Vermessungs- und Katastergesetzes gehören, also die Ein-

richtung und die Benutzung des Liegenschaftskatasters.

Dateien des lfutasteramtes, auf die die Bestimmungen des NDSG zutreffen

Es soll unterschieden werden nach

1. Dateien, die personenbezogene Angaben enthalten und nx Übermitt'

lung an Dritte bestimmt sind.

2. Dateien, die personenbezogene Angaben enthalten, nicht der auto-

matisierten Datenverarbeitung unterworfen sind und nicht zvr Über-

mittlung an Dritte bestimmt sind (Interne Dateien).

3. Nachweise und Register, die zwar nicht unter das NDSG fallen, je-

doch schutzbedürftig sind.

Zu l: Hierzu gehören

das Liegenschaftsbuch (als Gesamtheit)

die umlegungsnachweise, die nach den Bestimmungen BBauG geführt

werden.

Zu 2: Hiezu gehören

Kaufpreissammlungen, die nach dem BBauG '-.r 'lefl Katasterämtem

als Geschäftsstellen der Gutachterauschüsse getiihrt werden.

Personalkartei
Stammblätter der LohnemPfänger.

evtl.
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Zl3 : Hierzu gehören

Flurkartenwerk
Zahlennachweis
Abmarkungsnie derschriften
Feshunkt-Bilder

-Beschreibungen

s"*r,rune *?lX*.urnr.n.

Diese Nachweise enthalten z.T. selbst personenbezogene Daten oder aber
es läßt sich die verbindung zu personenbezogenen Angaben herstellen.

M. E. ist die Sammlung der Flurkarten nicht als Datei anzusehen, in der
die Flurkarten wohl nach bestimmten Merkmalen erfaßt und geordnet sind,
jedoch nicht nach anderen bestimmten Merkmalen umgeordnet und aus-
gewertet werden können.

Die übrigen aufgeführten Nachweise sind nicht als Dateien, sondem als
Akten anzusehen, die nicht nach einem automatisierten Verfahren um-
geordnet und ausgewertet werden können. Ihre Aufführung an dieser
Stelle ist jedoch berechtigt, da ihre Daten schuEbedtirftig sind.

Abschließend sei hierzu gesagt, daß die Frage, ob es sich um eine Datei
i. S. des NDSG handelt oder nicht, in vielen Fällen schwierig zu beant-
worten und zu entscheiden sein wird. Es wäre sicher auch zu rechtfertigen,
z. B. die Abmarkungsniederschriften als Datei anzusehen, da sie bestimmte
Sortiermerkmale enthalten, die fiir eine Umordnung geeignet sind und sich
auch auswerten lassen. Andererseits handelt es sich um eine Sammlung,
deren Zusammensetzung kein System aufweist, sondem einzig und allein
davon abhängt, daß aufgrund eincr Vermeszung deren Ergebnisse nieder-
gelegt werden.

Betont sei, daß nicht die sensibilität der Daten davon abhängt, ob es sich
um eine Datei i. s. des NDSG handelt; dies kann allenfalls auschlaggebend
sein bei der verwendung der Daten. Mit zu berücksichtigen ist m.E. auch
der Zweck, der für die Anlegung der sammlung maßgebend ist. Dies ist
im Fdl der Sammlung der Abmarkungsniederschriften eindeutig gerichtet
auf rein sachliche Feststellungen, die mit einer personenbezogenen Ziel-
richtung nichts zu tun haben. Das gleiche gilt fiir den Zahlennachweis oder
die Festpunktsammlungen.

Der Begriff der Datei ist auch in schrifttum und Referaten immer wieder
Gegenstand von Erörterungen, ohne daß es bistrer zu einer zufriedenstellen-
den Definition gekommen ist, obgleich dieser Begriff zu den entscheiden-
den Fundamenten des DatenschuErechtes überhaupt gehört. so nimmt es
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5.1

kein Wunder, daß die Forderung besteht, bei einer Novellierung des Daten-

schutzrechts auch den Dateibegriff näher oder anders zu definieren.

Erwähnt sei noch, daß personenbezogene Daten nur geführt werden dürfen,

wenn dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder die Betroffenen eingewilligt .

haben. Ausnahmen bestehen bei der Verarbeitung von Daten von Arbeit-

nehmern.

Inzwischen liegen seit Frtihjahr 1980 im Bundestag zwei Gesetzentwürfe

über eine Novellierung des BDSG vor; einer stammt von der Opposition,

der andere von den Regierungsparteien . Zumindest in dem einen Entwurf
ist vorgesehen, den Dateibegriff ganz abzuschaffen. Lediglich Akten sollen

nicht unter das Datenschutzrecht fallen. Die Möglichkeit, Daten umzu-

sortieren, soll auch nicht mehr Voraussetzung dafiir sein,unter das Daten-'
schutzrecht zu fallen. Es bleibt abzuwarten, was aus den Entwürfen wird.

Es mißte dann auch noch das NDSG geändert werden, bevor sich Folge-

rungen ftir die Datenschutzmaßnahmen bei den Katasterämtern ergeben.

Maßnahmen, die die Katasterämter nach dem NDSG zu treffen haben

Verpflichtung der Bediensteten nach § 5 Abs.2 NDSG

§ 5 Abs. I NDSG legt Verhaltensrichtlinien fest, die von Personen zu be-

achten sind, die ständig oder auch nur vorübergehend mit der Datenver-

arbeitung betraut sind. Der Abs. 2 schreibt sodann die Verpflichtung dieser

Personen vor.

Es ist aus vielerlei Gründen nicht erforderlich, alle Bediensteten nach § 5

ztt verpflichten. Ausgenommen werden könnten Bedienstete, die mit
Dateien, die personenbezogene Angaben enthalten, nicht in Bertihrung

kommefi,z.B.
Zeichenkräfte
B o de n schätzungsp e rso n al

Topographen und Mitarbeiter,
die die DGK 5 herstellen oder fortfiihren
Vermessungsgehilfen

Raumpflegerinnen.

Der MI hat im RdErl. vom 19.12.1977 (M81. 1978 S. 2l),betr.: Durch-

fiitrrung des Bundesdatens chu%gesetzes im öffentlichen Bereich, Richt-

linien fiir die Verpflichtung gegeben. Der RdErl. betrifft zwar die Durch-

führung des BDSG. Es ist jedoch gesagt worden, daß im Hinblick auf das

ktinftigi NDSG, das im Wortlaut dem BDSG weitgehend entspricht, auch

bei Ausfiihrung von Landesrecht nach den Vorschriften des BDSG zu ver-
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5.2

fahren sei. Dem RdErl. ist ein Muster fiir die Verpflichtung beigegeben
worden. Für nach dem NDSG zu Verpflichtende sind lediglich die Ver-
weise auf das BDSG abzuändern auf die entsprechenden Vorschriften
des NDSG.

Beauftragte anderer Stellen oder Öffentlich bestellter Vermessungsinge-

nieure, die regelmäßig das Liegenschaftskataster oder andere Dokumente
einsehen und Auvüge oder Kopien selbst anfertigen, sollten diesen Tätig-
keiten im Katasteramt nur nachkommen können, wenn sie eine Beschei-
ntgung ihres Arbeitgebers über die Verpflichtung nach § 5 NDSG vorlegen.

Es geht nicht &n, daß man bei den eigenen Bediensteten strengere Maß-
stäbe setzt als bei den Fremdkräften. Es ist über diese Verpflichtung auf
Tagungen tr. dgl. schon häufiger gesprochen worden, so daß davon aus-

zugehen ist, daß die Verpflichtungen inzwischen überall durchgeflihrt wor-
den sind.

Technische und organisatorische Maßnahmen nach § 6 NDSG

Maßnahmen technischer und organisatorischer Art zvr Datensicherung
sind in § 6 und in der Anlage zu dem Gesetz aufgeführt. Der MI hat hierzu
unter dem 22. 12. 1978 (MBl. 1979 S. 4l) Verwaltungsvorschriften erlas-
sen. Diese betreffen zwar die Durchfiihrung des BDSG, im Gem.RdErl.
v. 22. 12. 1978 (MBl. 1979 S. 47) ist jedoch bestimmt worden, daß bei
der Durchführung des § 6 NDSG der vorgenannte RdErl. anzuwenden ist,
unter Abänderung bestimmter Passagen, in denen statt des Bezuges zum
BDSG die entsprechenden Vorschriften des NDSG gelten.

Ich will nicht auf die einzelnen zu ergreifenden Maßnahmen eingehen, die
wtirden allein ein ganzes Referat füllen. Sicher werden auf den Kataster-
ämtern bereits die erforderlichen Maßnahmen ergriffen worden sein. Im
Bereich der Datenfernverarbeitung stehen Regelungen noch aus, dies wird
noch nachzuholen sein.

Allgemein ist zu sagen, daß bisher im Bereich der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung keine schwerwiegenden Verstöße gegen die ordnungs-
mäßige Verwendung der Dokumente des Katasteramts bekannt geworden
sind. Das darf nicht dazu verleiten, vorbeugende Maßnahmen zur Ver-
hinderung irgendeines Mßbrauchs zu vernachlässigen . Zn empfehlen wäre
die Herausgabe einer Dienstanweizung, in der zumindest die Aufbewahrung
der amtlichen Nachweise geregelt, ein Verantwortlicher hierfiir benannt,
die Zugriffsmöglichk eit zu den Nachweisen und die Benutzung der Daten-
sichtgeräte dargelegt werden.

Soweit fiir die Datensicherungsnnaßnahmen besondere Aufwendungen er-
forderlich werden, waren, so ist dies auf Fachtagungen besprochen worden,
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5.3

5.4

entsprechende Hau shaltsmittel zu beantragen . Zu e rwähnen ist hie rbei, daß

Maßnahmen nur erforderlich sind, wenn ihr Aufwand in einem angemesse-

nen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

Veröffentlichung über die gespeicherten Daten

§ l2 NDSG schreibt die Veröffentlichung über die gespeicherten Daten vor.

Der Bürger soll durch diese Maßnahme einen Überblick darüber bekommen,
welche Daten wo gespeichert sind, um von seinem Auskunftsrecht gezielt

Gebrauch machen nr können. Die Durchftihrung der Veröffentlichung ist

in der VO vom 29.8.1978 (GVBI. S.656) geregelt worden.In ihr ist auch

bestimmt worden, daß fiir Landesbehörden das Ministerialblatt fiir die

Veröffentlichu ng zu verwenden ist.

Von der Veröffenflichung ausgenommen sind nach § 12 Abs. 2 Nr. 3

gesetzlich vorgeschriebene Register oder sonstige aufgrund von Rechts-

oder veröffentlichten Verwaltungsvorschriften zu führende Dateien. Daß

auf diese Ausnahmeregelung die Nachweise der Landesvermessung und des

Liegenschaftskatasters zuüeffen, hat der MI mit RdErl . v . 4. 1 . I 979 (n. u.)

den Bezirksregierungen mitgeteilt. Abdrucke dieses Erlasses sollten den

Katasterämtern zugeleitet werden. Diese Ausnahmeregelung ist an und fiir
sich logisch; denn der Bürger sollte bereits über gesetzlich vorgeschriebene

Register informiert sein. Ob dadurch die Übersichtlichkeit ftir den Bürger

gewahrt ist, bleibt vorerst dahingestellt.

Durchfütrrung des Datenschutzes

§ 16 NDSG schreibt vor, daß die obersten Landesbehörden die Ausfiihrung

des Gesetzes sowie anderer Rechtsvorschriften über den Datenschutz sicher-

stellen; sie haben insbesondere dafilr zu sorgen, daß eine Übersicht über die

Art der gespeicherten personenbezogenen Daten und über die Aufgaben,

zv deren Erftillung die Kenntnis dieser Daten erforderlich ist, sowie über

deren regelmißige Empfiinger gefiihrt wird. Hiezu hat der MI mit RdErl.

v. I l. I 2. 1979 die Maßnahmen eingeleitet, d. h. auf die Aufstellung der

übersicht hingewiesen, die nach dem bereits erwähnten RdErl. v. I 9 .12.197 7

unter Teil I Abschn. 3 aufzustellen war. Das seinerzeit vorgesehene Form-

blatt der Anlage I ist geändert worden-

Aufzustellen ist das Formblatt fiir alle Dateien, die personenbezogene

Daten enthalten, also auch fiir diejenigen, die nicht unter die Datenschutz-

veröffentlichungsverordnung fallen, z.B. auch die internen Dateien. Mit

RdErl. v. 29. L 1980 hat der MI die für das Liegenschaftsbuch aufgestellte
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5.5

s.6

Übersicht den Bezirksregierungen und den Katasterämtern mitgeteilt. Für
die anderen Dateien hatten die zuständigen Stellen die Übersichten selbst
aufzustellen und diese bis zum 28.2. 1980 dem MI vozulegen.

Die Übersichten entsprechen im Aufbau dem Formblatt, das nach der
Datenschutzregisterordnung aufzustellen war, mit zusäAlichen Angaben
über den zugriffsberechtigten Personenkreis und die Rechtsgrundlage ftir
die Speicherung der Daten.

Es kann nur empfohlen werden, die Übersichten sorgfältig zu ftihren, da-

mit bei Kontrollen ein klarer Überblick über die gefiihrten Dateien gegeben
werden kann.

Datenschutzregister

Zw Du rchfiihru ng de r Aufgaben de s Nie de rsdchsi schen D ate n schu tz be au f-
tragten ist in § 18 Abs.4 NDSG die Ftihrung eines Registers vorgeschrie-
ben, in das automatisch betriebene Dateien aufgenommen werden, in
denen personenbezogene Daten gespeichert sind. Nicht betroffen sind hier
wieder die internen Dateien. Die Niedersächsische Datenschutzregister-
ordnung vom 22.12. 1978 (GVBI. S. 823) regelt im einzelnen die Auf-
stellung des Registers, es ist auch ein Muster des zu verwendenden Form-
blattes beigegeben worden. Mit RdErl .v.4. 1. 1979 hat derMI die Bezirks-
regierungen und die Katasterämter darauf hingewiesen, daß er fiir das
Liegenschaftsbuch die Angaben zusammenstellt. Mit Erlaß vom 27 .3.1979
ist jeder Dienststelle eine Ausfertigung der Zusammenstellung zugeleitet
worden. Diese Art der Zusammenfassung ist nach § 3 Abs. 2 der VO
möglich. Es erleichtert zweifelsohne die übersicht . Zu erwähnen ist noch,
daß es sich nicht um eine einmalige Aktion handelt, sondern daß jede
neue Datei oder jede Änderung anzuzeigen ist.

Speicherung personenbezogener Daten für eige ne Zwecke

Soweit die Datenverarbeitung frtihere, bestehende oder zuktinftige dienst-
oder arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse betrifft, sind nach § 7 Abs. 2
NDSG die § § 23 bis 27 BDSG anzuwenden. Nach § 23 BDSG ist das
Speichern personenbezogener Daten vom Bediensteten zulässig, soweit
kein Grund zu der Annahme besteht, daß dadurch schutzwürdige Belange
des Betroffenen beeinträchtigt werden. Nach § 26 BDSG ist der Betroffene
zu benachrichtigen, wenn über ihn ersünals Daten gespeichert werden, €s
sei denn, daß er auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung erlangt
hat.
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Mit dieser Verpflichtung ztx Benachrichtigung des Betroffenen ab-

gesehen von der Ausnahmeregelung ist auf § 22 AbL 1 Nr. 1 NDSG

hinzuweisen, wonach jemand ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder

fahrlässig den Betroffenen nicht benachrichtigt. Dies sollten Bedienstete

der Personalverwaltung besonders bedenken -

Die Stellung des Datenschutzbeauftragten bei den Katasterämtern

Es gibt im NDSG keinen Abschnitt über die Bestellung eines Datenschutz-

beauftragten bei den Behörden, die personenbezogene Daten speichern'

Allenfalls kann fiir die Bestellung der § 16 NDSG ,,Durchfiihrung des

Datenschutzes" herangezogerl werden. Die dort enthaltene Aussage in

Satz 1, daß der Datenscnitz ,,sicherzustellen" ist, dient jedoch lediglich

einer Bekräftigung, da die Verantwortlichkeit der angesprochenen Stellen

bereits aufgnrnd allgemeiner verfaszungsrechtlicher oder organisations'

rechtlicher Vorschriften besteht. In Satz 2 werden dann noch besonders

wichtig erscheinende Maßnahmen ftir eine interne Kontrolle vorgeschrie-

ben.

Neben diesen Maßnahmen hat sich der Datenschutzbeauftragte, der nach

dem BdFrl. v. g.11. 1g70, betr.: vorläufige Regelung des Datenschutzes

in den Rechenzentren des Landes (M81. S. 1326), zv bestellen war, als

Institution für eine Selbstkontrolle gut bewährt. Es ist nicht daran gedacht,

den Erlaß aufzuheben. Er wird lediglich den gesetzlichen Datenschutz-

bestimmungen angepaßt werden, wie dies im Teil I Abschnitt 7 des RdErl'

v. 1 g.12. lg77 zum Ausdruck gekommen ist.

Die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten ist nach dem RdErl' v'

g.ll.lg7} nu, fiir die Rechenzentren und fiir die angeschlossenen Daten-

stationen vorgesehen. Dies trifft inzwischen für die Katasterämtet zn-

Nach der ziffer 1 des RdErl. ist Datenschutz im sinne des Erlasses der

Schutz der in den Rechen zentren des Landes vorhandenen schutzbedürf-

tigen Daten und der Programme. Diese Aussage ist hinsichtlich der Be'

schränkung auf die Daten in den Rechenzentren überarbeitungsbedürftig'

Die schutzbedtirftigen Daten, die auf den Katasterämtern geführt werden,

sind m. E. grn.rrä in die Kontrolle des Datenschutzbeauftragten einzu-

beziehen, auch wenn es keine personenbezogenen Daten sind.

Der Datenschutzbeauftragte soll nicht dem im Rechenzentrum tätigen

personal angehören oder ln anderer Lesart ausgedrückt, soll er nach dem

Geschäftsvelteilungsplan nicht einem Bereich angehören, in dem die ztt

schützenden Daten verwahrt oder verarbeitet werden. Nach diesen Ge-

sichtspunkten waren die fiir die Katasterämter vorgesehenen Datenschutz-

beauftragten au szuwählen'
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Es sei hier betont, daß die Datenschutzbeauftragten eine Kontrollfunktion
wahrzunehmen haben. Die Verantwortung für einen ordnungsgemäßen
Geschäftsablauf bleibt weiter bei der Amtsleitung und bei den nach dem
Ge schäft sverte ilu ngsplan vorge sehenen S te llen be stehe n .

Die Datenschutzbeauftragten haben jährlich einen Bericht zu erstellen, der
den Bezirksregierungen vorzulegen ist. Es ist beabsichtigt, den Jahres-
bericht zu formatisieren.
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Anwendung von Datenschutzbestimmungen bei der Führung
und Benu&ung des Liegenschaftskatasters

Von Hermann L an g e

Zulässigkeit der Datenverarbeitung

Nach § 3 Niedersächsisches DatenschuEgesetz (NDSG) ist die Verarbei-
tung personenbezogener Daten nur zulässig, wenn

l. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
2. der Betroffene eingewilligt hat.

Datenverarbeitung ist, das sei wiederholt, das Speichern, übermitteln, Ver-
ändern und Löschen von Daten.

Bezüglich der Zulässigkeit sind als Rechtworschrift die § § 10 bis I 2 des
Vermessungs- und Katastergesetzes (VKG) als Grundl age zv nennen.

Bezüglich der Übermittlung läßt § 24 NDSG besondere Rechtsvorschrif-
ten des Landes den Vorschriften des NDSG vorgehen. Dies ist ohn e Zwei-
fel durch § 12 VKG der Fall, der die Rechte der Eigenttimer und Besitzer
behandelt und die Weitergabe von Daten aus dem Liegenschaftskataster
an Dritte regelt. Der § 12 erlaubt nicht die generelle Weitergabe der Daten,
sondern macht dies von voraussetzungen abhängig, nämlich

a) das vorliegen eines berechtigten Interesses
b) die wahrung der Interessen der Allgemeinheit.

Datenschua ist also bei der Benutzung des Liegenschaftskatasters keine
Maßnahme, die durch das NDSG ausgelöst worden ist, sondern eine
Schutzvorschrift, die es seit Inkrafttreten des VKG gibt und die mit ähn-
licher Ziekichtung auch vorher durch Verwaltungsvorschriften geregelt war.

§ 24 NDSG schränkt das Weitergelten bestehender Rechtsvorschriften
nicht 0h, etwa dadurch, daß sie mindestens die gleichen Voraussetzungen
wie die Weitergabemöglichkeit nach § I t NDSG vorsehen oder gar, wenn
entgegenstehende Vorschriften bestehen.

Es ist also unbestreitbar, daß zur Ftihrung der Daten im Liegenschafts-
kataster eine Einwilligung des Eigenttimers (Berechtigten) nicht erforder-
lich ist und daß für die Weitergabe der Daten an Dritte im Sprach-
gebrauch seit langem als Benutzung des Liegenschaftskatasters bezeichnet
- uneingeschränkt § 12 VKG anzuwenden ist. Der genannte s l2 nimmt
eine Datenschutzfunktion wahr, wenn auch nicht in dem Umfang, wie dies
in § 11 NDSG der Fall ist.
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Benutzungsarten des Liegenschaftskatasters

§ l2 VKG kennt als Benutzungsform

die Gewdhrung von Einsicht
und
die Erteilung von Auskünften , Abzeichnungen oder Abschriften.

Für Abzeichnungen oder Abschriften hat sich durch andere Herstellungs'

möglichkeiten die Bezeichnung ,,.A,uvug aus dem Liegenschaftsbuch" oder

,,Auvug aus dem Flurkartenwerk" eingebürgert. Die neuen Bezeichnungen

entsprechen zweifelsohne besser den technischen Möglichkeiten, ohne daß

dadurch die Vorschriften des § 12 YKG verletzt worden wären. Verletzt

ist diese Vorschrift auch nicht dadurch, daß sog. ,,A.uswertungen aus dem

Liegenschaftsbuch" abgegeben werden können. Diese Bezeichnung hat

Eingang gefunden in Verwaltungsvorschriften. Gemeint sind damit Aus-

fertigungen aus dem Liegenschaftsbuch, die nach unterschiedlichen Krite-

rien ausgesuchte bzw. abgeleitete Daten aus dem Liegenschaftsbuch ent-

halten, die in keinem der in Aufbau und Inhalt festgelegten Auszüge

wiedergegeben werden können.

Die Daten können entweder mündlich oder auf einem Datenträger, sei

es in lesbarer Form auf Papier oder auf einem Träger, bei dem die dort

enthaltenen Daten erst durqh Reproduktion mit Hilfe von ADv-Anlagen

oder durch Vergrößerungsgeräte (Mikroverfilmung) lesbar gemacht

werden können, abgegeben werden. Bei all diesen Formen sind die ein-

schränkenden Schutzbestimmungen des § 12 VKG gleichermaßen anzlr'

wenden.

Voraussetzung der Benutzung des Liegenschaftskatasters durch Dritte

Nach s 12 VKG können Eigenti,imer, Besitzer, Öffentlich bestellte Ver-

messungsingenieure, Notare sowie Personen, die ein berechtigtes Interesse

daran haben, das Liegenschaftskataster und seine Unterlagen benutzen,

soweit nicht das Interesse der Allgemeinheit entgegensteht.

Für die Voraussetzung der Benutzung sind zwei unbestimmte Rechts-

begriffe verwendet worden, nämlich

das Vorliegen eines berechtigten Interesses

und
die Wahrung der lnteressen der Allgemeinheit

Es ist nicht unüblich, in der Gesetzessprache solche Begriffe zu verwen-

den, da es zum einen schwierig ist, in prägnanter Form den Tatbestand
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3.1

umfassend und eindeutig zu umschreiben, und zum anderen dadurch die
Möglichkeit besteht, die gewollte Regelung durch Verwaltungworschriften
zu interpretieren und diese Interpretation den wandelnden gesellschafts-
politischen Bedürfnissen anzvpassen. Die Auslegung unbestimmter Rechts-
begriffe und auch die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften unterliegen
der Nachprüfung durch die Gerichte.

Verwaltungsvorschriften bezwecken in solchen Fällen in erster Linie, eine
gleichmäßige Handhabung der Gesetzesvorschrift sicherzustellen, so daß
die ,,Kunden'o von allen Dienststellen nach gleichen Maßstäben bedient
werden.

Im vorliegenden Fall bedarf es einer näheren Erläuterung der Begriffe
,,berechtigtes Interesse" und,,Interesse der Allgemeinheit".

Berechtigte s Intere sse

Die Angaben im Liegenschaftskataster begründen oder bestätigen keine
Rechtsverhältnisse irm Grund und Boden. Dies ist allein Aufgabe der die
Grundbücher fiihrenden Amtsgerichte. Aufgabe der Vermessungs- und
Katasterverwaltung ist es, Tatbestände am Grund und Boden festzustellen,
zu beschreiben und die Daten übersichtlich zusammenzufiihren. Die Herein-
nahme der Eigentümerdaten in das Liegenschaftskataster aus dem Grund-
buch oder bei den buchungsfreien Grundstücken durch Angaben der betr.
Eigenttimer geschieht rein aus Zweckmäßigkeitsgründen, sie werden quasi
nur nachrichtlich vermerkt.

Aus dieser Sachlage heraus ist es zweckmäßig, die Regelung der Be-
nutzungsrnöglichkeiten des Liegenschaftskatasters derjenigen des Grund-
buchs anzugleichen. Dies ist bei der Abfassung des § 12 VKG bedacht
worden. Zufallig sind im gleichen § 12 der GBO Vorschriften über die
Benutzung des Grundbuchs getroffen worden. Danach ist die Einsicht des
Grundbuchs jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt. Eine
Abweichung scheint in der Angabe des berechtigten Personenkreises und
der Form der Offenbarung des ,,berechtigten Interesses" zu liegen; in der
Tat ist dem jedoch nicht so, so daß man von gleichen Rechtsgrundlagen
ausgehen kann. In der amtlichen Begründung zu § I2YKG ist auch doku-
mentiert, daß die Fassung den gleichen Grundgedanken wie § l2 Grund-
buchordnung enthält. Es ist daher auch folgerichtig, daß die Kommen-
tierung und Rechtsprechung zu § 12 Grundbuchordnung in den wesent-
lichen Punkten auf § 12 VKG übertragen werden kann. Das schließt nicht
aus, daß die Handhabung des § l2 besonders der Entwicklung des Daten-
schutzrechts angepaßt wird, so z.B. die Watrrung schutzwtirdiger Belange
der Betroffenen berücksichtigt wird.
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Während rechtliches Interesse auf einem bestehenden Recht oder auf

Rechtsverhältnissen beruhen, ist der Begriff des berechtigten Interesses

weitergehend. Hierunter ftillt schon jedes verständige, durch die Sachlage

gerechtfertigtes Interesse, auch wenn es rein sachlicher Art, z.B- wirt'

schaftlicher Art oder öffentlicher Art ist. Im letzteren Fall muß der An-

tragsteller allerdings nachweisen, daß er zur Vertretung der öffentlichen

Interessen berechtigt ist. Die Voraussetzungen werden dagegen nicht als

erfiillt angesehen werden können, wenn nur ein bloßes Interesse, etwa

Neugierde als Begründung angegeben wird. Beantragen z.B. Presseorgane

Angaben aus dem Liegenschaftskataster, uffi sie publizistischzu verwerten,

wird es zu einer besonderen Prüfung darüber kommen müssen, ob das

Schutzbedürfnis der Betroffenen eine Weitergabe der Daten rechtfertigt; in

der Regel wird dies zu verneinen sein.

Liegt das berechtigte Interesse auf wissenschaftlichem oder ki.instlerischem

Gebiet oder werden die Angaben fiir statistisch e Zwecke benötigt, so wird

im allgemeinen dem Antrag stattzugeben sein.

Rechtliche Interessen sind in jedem Fall berechtigte Interessen, so daß bei

Eigenttimern oder Berechtigten eine Prüfung der Berechtigung unterbleiben

kann. Das berechtigte lnteresse erstreckt sich jedoch nur auf das eigene

Eigentum und allenfalls auf die Nachbargrundstücke. Nach diesem Grund-

satz wird ja z.B. bei den Lageplänen ur Bauanträgen hinsichtlich der

Eigenttimerangaben ve rfahren -

Es wird nach alldem nicht zu umgehen sein, es zu einer Interessenabwägung

zwischen demjenigen, der Daten zu erlangen beabsichtigt, und demjenigen,

über den Daten herausgegeben werden sollen, kommen zu lassen- Das

berechtigte Interesse des Einzelnen mag fiir sich betrachtet als berechtigt

angesehen werden, würden dann jedoch die Interessen anderer über Gebtihr

verletzt, wird die Entscheidung anders ausfallen müssen.

Das VKG macht bei der Regelung in § l2 keinen Unterschied, ob es sich

um personenbezogene Daten handelt oder nicht. Es ist auch nicht erkenn-

bar, ob die Rechtsprechu ng zu § 12 GBO in dieser Richtung Unterschiede

berücksichtigt wissen will. Diese Unterscheidung ist ja auch erst mit dem

Datenschu irecht aufgekommen, während bei der Weitergabe von Daten

aus dem Grundbuch und auch aus dem Liegenschaftskataster Datenschutz-

belange schon lange vordem berücksichtigt worden sind -Trotzdem sollten

Fragen der Eigentümerart nicht unberücksichtigt bleiben, d.h-, daß bei der

Abwägung der Interessen Schutzinteressen von Privatpersonen stärker zu

berücksichtigen sein werden als von lnstitutionen des öffentlichen Rechts'

Kapitalgesellschaften oder Handelsgesellschaften werden etwa in der Mitte

der genannten Gruppe einzuordnen sein, im Zweifelsfall jedoch mehr zu

der Gruppe der Privatpersonen als zu der anderen Gruppe.
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3.2

Es ist in diesem Zusammenhang auch zu erörtern, ob der Umfang der

Daten bei den Überlegungen eine Rolle spielen kann, daß man also bei der

Abgabe von Daten aus dem Liegenschaftskataster nur die zu den Flur-
stücken gespeicherten Realangaben weitergibt und bezüglich der Eigen-
tümerdaten auf das Grundbuch verweist. Ansätze dazu sind erkennbar bei
den Auvügen, die über Datenfernverarbeitung erstellt werden, nämlich
durch die Trennung in Flurstücksnachweis und Eigenttimernachweis. Die
Grtinde hierfür sind jedoch nicht im Datenschutzrecht zu suchen, sondern
darin, daß bei einer ktinftigen integrierten Liegenschafts- und Grundbuch-
ftihrung Eigenttirnerdaten nicht im Liegenschaftsbuch gespeichert werden.
Daneben haben selbstverständlich auch andere Gründe mitgespielt, nicht
zuletzt auch Formatgründe. Ich meine, bezüglich der Datenschutzgesichts-
punkte spielt diese Trennung keine große Rolle, da ja im Flurstücksnach-
weis Hinweise auf das Bestandskennzeichen enthalten sind, die nr den
Eigenttimernamen fiihren, und nach dem Datenschutzrecht auch Hinweise,
die At personenbezogenen Daten fiihren, wie personenbezogene Daten zu
behandeln sind.

Im übrigen wird meistens bei Angaben zum Flurstück auch der Bezug zum
Eigentümer benötigt. Es sollte daher meiner Meinung nach davon ab-
gesehen werden, fiir den Bezug von Eigenttimerangaben noch eine beson-
dere Berechtigung zu verlangen.

All dies macht deutlich, daß grundsdtzlich bei jedem Antrag auf Benutzung
des Liegenschaftskatasters eine Berechtigung zur Herausgabe der Datenzu
prüfen ist. Der Schwierigkeitsgrad der Prüfung wird unterschiedlich aus-
fallen; die Entscheidung wird abhängen von der Person des Antragsstellers,
der angeftihrten Begründung des berechtigten Interesses und yon dem Ob-
jekt, über das Daten bezogen werden sollen. Hierbei spielt auch die Form,
in der das berechtigte Interesse dargelegt werden soll, eine Rolle.

Interesse der Allgemeinheit

Der genannte Begriff ist die zweite Voraussetzung fiir die Benutzung des
Liegenschaftskatasters. Belange dieser Art dürfen nach § 12 VKG nicht
entgegenstehen. Die Benutzung wird auszuschließen sein, wenn nach
Rechtsvorschriften oder ihrem Wesen nach die Daten wegen schutzwürdi-
ger Belange des Eigenttimers/Berechtigten geheimgehalten werden müssen.
Besonders werden Flursti.icke in Frage kommen, die den Interessen der
Landesverteidigung dienen. Besonders gilt dies nattirlich für Auszüge aus
dem Flurkartenwerk oder allgemein fiir kartenmäßige Darstellungen.
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3.3.1

Darlegung des berechtigten Interesses

Es ist in § 12 VKG nicht vorgeschrieben,in welcher Form das berechtigte

Interesse vozubringen ist. Letztendlich kommt es darauf zn, daß das

berechtigte Interesse anerkannt wird. Bei dieser Würdigung ist jedoch nicht
außer acht zu lassen, in welcher Form das berechtigte Interesse nJr Kennt-

nis gebracht wird. Es ist dabei zv unterscheiden zwischen der bloßen Be-

hauptung, die dargelegt oder glaubhaft gemacht wird, und der votlen

Beweisfiihrung. Man kann sicher nicht nach einem starren Schema ver-

fahren, sondern muß flexibel vorgehen. Entscheidend wird die Person des

Antragstellers sein, sein Bekanntheitsgrad, seine Glaubwi,irdigkeit, sein

Beruf. Bei Körperschaften des öffentlichen Rechts oder bei Amtsträgern
wird man anders verfahren als bei natürlichen Personen.

Darlegung des berechtigten Interesses durch Behörden

Das berechtigte Interesse der Behörden wird im allgemeinen als gegeben

angesehen werden können. Eines Nachweises des berechtigten Interesses

wird es dann nicht bedürfen, wenn die Benutzung des Liegenschafts-

katasters zur Erfiillung ihrer Aufgaben benötigt wird. [n diesem Fall wird
das berechtigte Interesse in dem Maße unterstellt, wie die Benutzung

beantragt wird. Eine gleiche Regelung ist in § 43 Grundbuchverfügung
getroffen worden.

Es ist in diesen Fällen nicht zu verlangen, daß die Antragsteller darlegen,

fiir welche Zwecke die Auszüge benötigt werden oder ob sie zuständig sind

fiir die Maßnahffie, für die die Unterlagen aus dem Liegenschaftskataster

beantragt werden.

Ein besonderes Problem ist hierbei die Aufbewahrung der Unterlagen

durch die anfordernde Stelle, die hierbei in Bertihrung kommt mit § 9
NDSG. Danach ist das Speichern und das Verändern personenbezogener

Daten nur zulässig, wenn es zvr rechtnäßigen Erftillung der in der Zustän-

digkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist. Diese

Frage ist aufgetaucht bei der Führung kompletter Sammlungen von Aus-

zügen aus dem Liegenschaftsbuch durch die Gemeinden. Es gilt gleicher-

maßen auch fiir die Wasser- und Bodenverbände. Problemlos ist dies bei

der Abgabe der Auszüge an die Amtsgerichte und an die Finanzämter-

Die für Behörden anzuwendenden Maßstäbe gelten gleichermaßen fiir

öffentlich bestellte Vermessungsingenieure und Notare. Es ist zv unter-

stellen, daß die Anträge nur gestellt werden, wenn dies ux Erfüllung eines

Auftrages erforderlich ist. Sollte Mßbrauch erkennbar werden, ist bei der
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Antragstellung evtl. das entsprechende Auftragsschreiben vorlegen zu
lassen. Das berechtigte Interesse kann z.B. nicht mehr als gegeben an-
gesehen werden, wenn ein Notar Eigentümerlisten ganzer Bezirke bean-
tragt, um dadurch seine Arbeit erleichtert zu bekommen.

3.3 .2 Darlegung des berechtigten Interesses durch natürliche Personen

G r u n d s t ü c k s e i g e n t ü m e r oder Berechtigte brauchen grund-
sätzlich ein berechtigtes Interesse nicht nachzuweisen, da ein solches
immer als gegeben angesehen wird, wenn es sich um Angaben über sein
Eigentum handelt.

Bei K a u f i n t e r e s s e n t e n ist zu unterscheiden,obVertragsverhand-
lungen bestehen, die dann auch belegt werden können, oder ob das Inter-
esse besteht, ein bestimmtes Grundsttick zu erwerben, von dem aber nicht
der Eigenttimer bekannt ist. Im ersteren Fall wird dem Antrag stattzugeben
sein. Im anderen Fall ist die Objektart bei den Entscheidungen mit heran-
zuziehen. Handelt es sich um ein Neubaugebiet, dessen Fläche erst kürzlich
zerlegt worden ist mit der Absicht, es der Bebauung Arzuführen, werden
keine Bedenken bestehen, wenn das Eigentum kürzlich nicht gewechselt
hat. In den anderen Fällen ist bei den Überlegungen vorsichtiger ur ver-
fahren.

Entsprechend vorstehender Regelung sollte auch verfahren werden, wenn
Beauftragte eines K au f i n t e r e s s e n t e n, etwaMakler,einenAntrag
auf einen Auvug aus dem Liegenschaftskataster stellen.

M a k I e r gehören zu einem Berufsstand, deren Aufgabe es ist, auf dem
Grundstücksmarkt vermittelnd tätig ztr werden. Ein Großteil des Grund-
stücksverkehrs wird auch über Makler abgewickelt. Werden sie im Auftrag
eines Eigentiimers tätig, ist dem Antrag stattzugeben. Wollen sie im Ge-
schäftsinteresse tätig werden, bevor ein Auftrag von seiten eines Eigen-
tiimers oder eines Kaufinteressenten vorliegt, so kann er ftir sich ein be-
rechtigtigtes Interesse in Anspruch nehmen. Dies gilt besonders dann,
wenn es um die Realisierung eines rechtskräftigen Bebauungsplanes geht,
wofiir ein öffentliches Interesse besteht . Tro%dem sollten bei der Ab-
wägung der Anerkennung des berechtigten Interesses die Vorstelllrngen der
Gemeinde und die Belange der Grundstückseigenttimer nicht unberück-
sichtigt bleiben. In diesem Zusammenhang sei auf das Urteil des Verwal-
tungsgerichts Hamburg vom 18.4.1978 verwiesen, in dem das Begehren
einer Maklerfirma abgewiesen wird, fiir über 100 Straßenzüge in Hamburg
listenmäßige Zusammenstellungen über Grundstückseigenttimer, Lage,
Bezeichnung und Größe sowie die Grundbuchbe zeichnung der an diesen
Straßen liegenden Flurstücke zu bekommen. Das ztiständige Kataster-
und Vermessungsamt hatte einen entsprechenden Antrag abgelehnt.
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Adreßbuch-Verlagesind,wennindenAdreßbtichemdieGrund-
stiickseigentiimereingetragenwerdensollen,aufdieAngabendesGrund.
buchs oder des Liegenschaftsbuchs angewiesen. Entqprechende Anträge

beim Katasteramt sind an und für sich anzuerkennen, da ein berechtigtes

Interesse durch das vorliegen eines öffentlichen Interesses besteht. Bei der

Veröffentlichung der Angaben über Grundstückseigentürner ist der Verlag

jedoch gehalten,-die Oestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)

lu Uachten, da es sich um (Daten-)übermittlungen im Sinne des § 2

Abs. 2 Nr. 2 BDSG handelt. Die vorschrift des § 32 Abs. 3 BDSG gestattet

die veröffentlichung der in diesem Fall irn Adreßbuchverlag zusammen-

gefaßten Daten über eine Personengruppe nur, wenn sie sich auf Namen,

iit.l, 
"k"d..ische 

Grade, die Anschrift sowie auf eine Angabe über die

ZugeirOrigteit des Betroffenen zu dieser Personengruppe beschränkt und

t<ein CrunO zu der Annahme besteht, daß dadurch schutzwürdige Belange

des Betroffenen beeinträchtigt werden- Die veröffentlichung anderer

Angaben, hier: Hauseigentümer, ist hingegen nur mit Einwilligung des

Betroffenen zulässig (entsprechend § 3 BDSG), die ggf. arlch formular-

mißig erteilt werdin kann. Diese Bedingung wird kaum drfiiüt werden

können. In Hannover haben auf eine entsprechende Annonce in der

Tageweitung keine 10 v. H. der Eigentürner reagiert, so daß dort ktinftig aus

«liesem Grunde der Nachweis im Adreßbuch unterbleibt und daher auch

kein Bedarf besteht, Angaben aus dem Liegenschaftskataster zu erhalten'

Journalisten und Reporter unterliegen bei ihrer Aufgaben-

erfüüung dem Presserecht und dem DatenschuErecht. Die Befriedigung

des öffäntlichen Informationsbedärfnisses ist als öffentliches Interesse

anzusehen und auch als berechtigtes Interesse einzustufen. Aber auch hier

ist bei der Abwägung der Berechtigung das Interesse der Allgemeinheit, das

nicht unbedingigleichzusetzen ist mit dem öffentlichem Interesse, und

selbstverständlichlie Privatsphäre der Grundstückseigentümer gebtihrend

zu berücksichtigen. Geht es z.B. darum, die Eigentiimerstruktur einer

stadt oder eine-s beliebigen Bezirks zu untersuchen und sollen ggf. die

Ergebnisse auch in anonymisierter Form veröffenflicht werden, so mag

* 0., Kenntnis dieser Angaben durchaus ein öffentliches Interesse be'

stehen. Es rechtfertigtjedoch noch nicht die Herausgabe von Auszügen aus

dem Liegenschaftska'taster, weil u.u. durch die veröffentlichung ein be-

stimmter Personenkreis betroffen werden wtirde- Fär die verarbeitung der

Daten durch die Antragsteller wäre obendrein auch die Zustimmung nach

§ 3 BDSG einzuholen.

3.3.3 Zusammenfaszung

AnBeispielenkönnennochsovielesachverhdteerläutertwerden.Da.
durch mag die Entscheidungsfindung im Einzelfall erleichtert werden'
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3.4

Die Vielfalt der Möglichkeiten macht es aber auch deutlich, daß es un-
zweckmäßig wenn nicht gar unmöglich ist, in Verwaltungsvorschriften
konkrete Regeln, die frir alle Fiille exakt anwendbar sind , zu erlassen.
Es kann daher nur soweit gehen, daß allgemeingtiltige Regelungen die
praktische Handhabung begleiten. Die Entscheidungsgründe müssen nur
gradlinig verlaufen, je weniger sind sie anfechtbar und schaffen keine
Berufungsftille.

Auch der Umfang der gewi,inschten Daten sollte eine Rolle spielen: An-
trägen auf Einzeldaten wird eher zu entsprechen sein als wenn es sich um
Daten von sehr vielen Flurstücken handelt.

Es mag zweckmißig sein, fiir die Beurteilung der Zulässigkeit der Benutzung
des Liegenschaftskatasters sich eines Schemas zu bedienen, das nachstehend
aufgezeigt wird.

Prüfungsschema fiir die Berechtigung der Benutzung des Liegenschafts-
katasters

Das nachfolgende Schema soll in Form einer Fragestellung und den mög-
lichen Antworten dazu aufzeigen, welche Überlegungsschritte vor der Be-
arbeitung des Antrages angestellt werden sollten. Das Schema enthält be-
wußt nicht die Kriterien, die im vorhergehenden Abschnitt aufg ezeigt wor-
den sind, um eine übersichtliche Form beizubehalten:

l.

2.

Wer stellt den Antrag?

I . I Eigenttirner/Berechtigter
1.2 Behörde oder Amtsträger
1.3 Andere Personengruppe

Wird ein berechtigtes Interesse nachgewiesen?

2-l Berechtigtes Interesse wird auch ohne Nachweis als gegeben an-
gesehen - dann weiter nach 4

2-2 Das berechtigte Interesse ist nachgewiesen dann weiter nach 3
2-3 Das berechtigte Interesse ist nicht nachgewiesen, ist aber erforder-

lich - dann Antragsteller auffordern, das Veryäumnis nachzuholen

3 - Reicht die Darlegungsform für die Beurteilung des berechtigten
Interesses?

3.1 Nachweis durch bloße Behauptung
3 - 1 - 1 Darlegung wird anerkannt, da die Person des Antragstellers

Gewähr fiir die Richtigkeit bietet - dann weiter nach 4

dann weiter nach 2.1

dann weiter nach 2.1
dann weiter nach 2
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3.1 . 2 Darlegung und Antragsteller lassen keine Glaubwürdigkeit

der Behauptung erkennen - dann Antragsteller aufford€ffi,

Antrag näher zu begründen

3.1.3 Die Behauptung wird als glaubwürdig anerkannt dann

weiter nach 4

3.2 Nachweis durch volle Beweisführung - dann weiter nach 4

4. Sind Interessen der Allgemeinheit gewahrt?

4.1 ja
4.2 nein

dann Antrag erftillen
dann Antrag ablehnen.

Weitergabe von Daten aus dem Liegenschaftskataster durch Stellen, die

eine komplette Sammlung von Auszügen aus dem Liegenschaftsbuch ftihren

Bekannflich werden Auuüge aus dem Liegenschaftsbuch an Gemeinden

und andere Institutionen ftir den Zuständigkeitsbereich ihrer Bezirke ab-

gegeben und es werden die Ausfertigungen nach einer Fortfiihrung der

Bestandsblätter durch neue Ausfertigungen ersetzt, so daß immer aktuelle

Ausfertigungen vorhanden sind.

Bei der Antragstellung werden u. a. folgende BedingupBen anerkannt:

a) die Benutzung der Ausfertigungen ist nur ftir den eigenen Bedarf

gestattet

b) die Vervielftiltigung ist verboten.

Es ist beabsichtigt, bei einer Anderung des Katasterbenutzungserlasses in

diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß, soweit die Auszüge per-

sonenbezogene Daten enthalten, die Vorschriften über den Datenschutz

zu beachten sind.

Es soll hier nicht darum gehen, wieweit die Empftinger der Auszüge berech-

tigt sind, diese als Dateien zu fiihren, sondern aufzuzeigen, ob die Empftin-

grr berechtigt sind, aus eigener Kenntnis oder unter Zuhilfenahme der

Auszüge aus dem Liegenschaftskataster Ausktinfte über Eigentumsverhält-

nisse an Grundstücken, deren Lage, Bezeichnung und Größe zu erteilen.

Die Zulässigkeit dieser Übermittlungen richtet sich, sofern nicht nach

Art. 3l GG hoh.rrangige oder nach § 24 NDSG besondere Rechtsvorschrif'

ten vorgehen, nach § 11 NDSG. Der Bezvgzu § 12 VKG ist z-ts_. bei Ge-

meinden eindeutig nicht gegeben, da nach § I VKG die Ftihrung des Lie-

genschaftskatasters eine Aufgabe des Landes ist. Unter Führung ist hier

girri.t turg, Fortftihrung und Benutzung des Liegenschaftskatasters ztr

verstehen.
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Neben § 1 I NDSG, der als Voraussetzung fiir den Erhalt personenbezo-
gener Daten das Vorliegen eines berechtigten Interesses, das glaubhaft
zv machen ist, und eine Nichtbeeinträchtigung der schutzwürdigen Belange
des Betroffenen vorsieht, ist auch § 3 NDSG zu beachten. Danach ist die
Verarbeitung personenbezogener Daten sofern sie durch das Gesetz
geschützt werden - nur zulässig, wenn

I . dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
2. der Betroffene eingewilligt hat.

Die Einwilligung bedarf in der Regel der Schriftform. Insoweit sind nach
diesen Vorschriften strengere Maßstäbe gesetzt als nach § 12 VKG.

Ob nun z.B. die Gemeinden ftir Auskünfte an Dritte die Auvüge aus dem
Liegenschaftskataster verwenden dürfen, ohne dadurch gegen § 6 VKG
und gegen die eingegangenen Bedingungen zv verstoßen, ist meines Er-
achtens mit Ja zu beantworten. Ein Verstoß ist erst dann gegeben, wenn
die Angaben vervielfiiltigt und veröffentlicht werden. Die eingegangene
Bedingung, die Auszüge nur fi,ir den eigenen Bedarf zu verwenden, ist m.E.
auch nicht verletzt. Denn es ist z.B. durchaus Aufgabe der Gemeinde,
Bewohner oder auch Bezucher fürer Gemeinde bei der Suche nach geeigne-
ten Baugrundstticken behilflich zv sein. Es wtirde sicherlich auf wenig
Verständnis stoßen, wenn Interessenten von den Gemeinden zu hören be-
kommen mißten, daß wohl Daten vorhanden seien, uffi das berechtigte
Informationsbedi.irfnis befriedigen zu können, daß die Auskunft aber ver-
boten und dies dem Katasteramt vorbehalten sei.

Dies wäre eine Argumentation, die mit dem Bestreben, mehr Bürgerfreund-
lichkeit durch die Verwaltung walte n zu lassen, nicht im Einklang stände.

Weitergabe von Daten aus Nachweisen in Bodenordnungsverfahren

Nach § 8l Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) dient nach Eintritt des
neuen Rechtszustandes bis zur Berichtigung des Liegenschaftskatasters
der Flurbereinigungsplan als amtl . Y erzeichnis der Grundstücke (§ 2
Abs. 2 der Grundbuchordnung). Gleiches gilt in Umlegungsverfahren nach
§ 74 Bundesbaugesetz (BBauG) fiir die Umlegungskarte und das Um-
legungsverzeichnis. Bezüglich der Weitergabe von Daten aus den gen.
Dokumenten ist wie bei der Benutzung der Dokumente des Liegenschafts-
katasters gem. § I2YKG zu verfahren.

Vor Eintritt des neuen Rechtszustandes ist in Flurbereinigungsverfahren
bzg. der Weitergabe von Daten aus den Nachweisungen über die Ergebnisse
der Wertermittlung nach § 32 FlurbG und aus dem Flurbereinigungsplan
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nach § 59 FlurbG zu verfahren. In Umlegungsverfahren sind entsprechendE

Vorschriften ftir die Bestandskarte und das Bestandwerzeichnis in § 53

BBauG und für db Umlegungskarte und das Umlegungsveffieichnis in

§ 69 BBauG enthdten.

Schlußbetrachtung

Datenschuz ist ein Gebietn das verdient, unbedingt Beachtung geschenkt

zu bekommen.

Andererseits kann bezüglich der Benutzungsmöglichkeit des Liegenschafts-

katasters weitgehend nach der bisher bewäihrten Praxis weiter verfahren

werden. Das Liegenschaftskataster ist ein öffentliches Buch. Es ist §o ein'

gerichtet worden, daß es als Mehrzweckkataster den vielfältigen Bedtirf-

nissen von Recht, Verwaltung und Wirtschaft gerecht werden kann und

von diesen Institutionen auch benutzt wird. Dies ist auch ein Grund dafiir

gewesen, die Ftihnrng des Liegenschaftsbuchs zu automatisieren.
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Haffung im Vermessungsbereich*

VonKlaus Kertscher

Gliederung:

Haftung im öffentlichen Dienst

Versich erungsm öglichkeiten
Reform des Staatshaftungsrechts
Haftung der öffentlich bestellten Vennessungsingenieure
Haftung der Mitglieder des Gu tachterau sschusses

Haftung der Mitglieder des Umlegungsausschusses

Disziplinarrecht
Dienstunfälle
Literaturhinweise

HaftunBS-, Disziplinar- und Dienstunfallfragen tauchen im öffentlichen
Dienst relativ selten auf. Sie sind jedoch meist von großer Bedeutung ftir
den einzelnen. Darüber hinaus sind derartige Fragen nicht immer einfach
zu beantworten.

Diese Schwierigkeit liegt sicherlich zum einen an den ein wenig unübersicht-
lichen Rechtsvorschriften , zum anderen aber auch an der Tatsache, daß
letzlendlich jeder Fall besondere Tatbestände aufweist, die seine Beurtei-
lung erschweren. Begriffe, wie hoheitliche und privatrechtliche Tätigkeit,
Fahrlässigkeit, grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz sind nicht immer exakt
abgrenzbar.

Im folgenden soll verzucht werden, Gnrndzüge in diesen Rechtsbereichen
aufzuzeigen. Dabei wird keinesfalls Anqpruch auf Vollständigkeit erhoben,
denn das Rechtsgebiet ist sehr umfangreich und die Zahl der vorliegenden
Urteile nahezu unüberschaubar.

I Haftung im öffentlichen Dienst

Haftung ganz allgemein bedeutet die pflicht, für die Folgen einer Fehl-
handlung einzustehen. Im öffentlichen Dienst gibt es eine vielzahl von
Pflichten, teilweise gesetzlich, teilweise vertraglich begründet, die zu er-
fülen sind. Nun liegt es in der Natur der sache, daß bei den Tätigkeiten
zur Erfüllung dieser Pflichten vereinzelt Fehler unterlaufen, die zu Schäden

*Gekürzte Fassung eines Vortrages anläßlich einer Fortbildungweranstaltung der Nds. Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung am l.Mäm 1980 in Neuhaus/Solling.
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fiihren . Zum Ausgleich derartiger Schäden gibt es eine ganze Reihe gesetz-

licher Vorschriften, von denen die wichtigsten hier schlaglichtartig an-

gesprochen werden:

Grundgesetz (GG) Art.34
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § § 839 ,823 ,278, 831

Nds. Beamtengesetz (NBG) § 86

Bundes-Angestellten-Tarif (BAT) § 14

Zentrale Vorschrift ist der Art .34 Grundgesetz:

, rAm tshaftung bei Amtspfl ichtverletzung

Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen

Amtes die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht,

so trifft die Verantwortlichkeit grundsä tzlich den Staat oder die

Körperschaft, in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober

Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch

auf Schadenersatz und fiir den Rückgriff darf der ordentliche Rechts-

weg nicht ausgeschlossen werden."

Die Amtshaftung, auch Staatshaftung genannt, ist also die Haftung des

Staates für hoheitliches Unrecht. Es geht um Ansprüche des Bürgers gegen

den Staat als Ausgleich fiir einen Schaden, der durch hoheitliches Handeln

rechtswidrig und schuldhaft herbeigefiihrt worden ist. Identisch sind die

Begriffe ,,Amtshaftung" und ,,Staatshaftung" jedoch nicht. Die Staats-

haftung umfaßt neben dem überwiegenden

Amtshaftungsanspruch noch den

Anqpruch aus enteignungsgleichem Eingriff
Anspruch aus aufopferungsgleichem Eingriff
Folgenbe se itigun gsan sP ru ch.

Durch die Formulierung ,,j g m a n d" in Art . 34, Satz I wird zum Aus-

druck gebracht, daß es unerheblich ist, ob ein Beamter, Angestellter oder

auch Arbeiter in Ausübung eines öffentlichen Amtes die Amtspflicht ver-

letzt; entscheidend ist also nicht die Rechtsstellung des Bediensteten.

Sinn des Art . 34 ist 0s, den Staat fiir einen von seinen Bediensteten bei

hoheitlicher Tätigkeit verursachten Schaden haften ru lassen, den ohne

diese Norm nach den einschlägigen Gesetzen der Bedienstete persönlich

übernehmen müßte. So heißt es in § 839 BGB:

,,(1) yerletzt ein Beamter vorsätzlichoder fahrlässig die ihm einem Dritten

gegenüber obliegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus ent-

stehenden Schaden zu erse tzen Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit ztrr

Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Ver-

letzte nicht auf andere Weise Ersatz zv etlangen vermag. . . ."
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Das BGB regelt also in § 839 die Haftung des Beamten fiir schuldhafte
Amtspflichwerletzung, ohne zwischen hoheitlicher und fiskalischer Tätig-
keit zu unterscheiden. Art . 34 GG baut darauf auf und legt den Bereich fest
(anvertrautes öffenfliches Amt), bei dem der Staat die Haftung des Beam-
ten übernimmt.
Art. 34 GG und § 839 BGB zusammen begründen die Haftung fiir Amts-
pflichtverletzungen Dritten gegenüber, also mit Wirkung nach außen.

Die Regelung des Schadens im Innenverhältnis, also zwischen Bediensteten
und Staat, wird im Grunde genommen für alle Bediensteten im N i e d e r-
sächsischen Beamtengesetz in § 86 geregelt. Zwar sind
in diesem Paragraphen wie auch nicht anders in einem Beamtengesetz
möglich - ausschließlich Beamte angesprochen, doch beziehen sich die
Bestimmungen fiir Angestellte auf diese Vorschriften (siehe § 14 BAT).
Desgleichen finden sie Anwendung fiir Arbeiter, auch wenn die Haf-
tungsfrage in den Manteltarifverträgen gar nicht angesprochen ist. Wegen
des umfassenden Begriffs ,,jemand" in Art . 34 GG gelten auch fiir sie die
Vorschriften sinngemäß .

NBG § 86, Haftung

,,(1) Verletzt ein Beamter schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten,
so hat er dem Dienstherrn, dessen Aufgaben er wahrgenommen hat,
den daraus entstandenen Schaden nr ersetzen. Hat der Beamte seine

Amtspflicht in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes
verletzt, so hat er dem Dienstherrn den Schaden nur insoweit ztJ

ersetzen, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrläsigkeit ztx Last ftillt.
Haben mehrere Beamte den Schaden gemeinsam verursacht, so haften
sie als Gesamtschuldner.

(2) Hat der Dienstherr einem Dritten aufgrund der Vorschrift des
Artikels 34 Satz I des Grundgesetzes Schadensersatz geleistet, so ist
der Rückgriff gegen den Beamten nur insoweit zulässig, als ihm Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit zvr Last fällt."

BAT § l4,Haftung

,,Fi,ir die Schadenshaftung des Angestellten finden die fi.ir die Beamten
des Arbeitgebers geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung."

§ 86 NBG regelt also die persönliche Haf tung des Beamten
seinem Dienstherrn gegenüber.

Im fiskalischen Bereich haftet der Bedienstete dagegen auch nach außen.
Hier kommen neben § 839 BGB weitere gese lzliche Bestimmungen hinzu.
Der Bedienstete haftet nach außen wie eine Privatperson. In Betracht
kommt vor allem § 823 BGB - Schadensersatz bei unerlaubter Handlung.
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In einigen Fällen tritt im fiskalischen Bereich aber neben die persönliche

Haftung des Bediensteten auch die Haftung des Staates:

§ 83 I ,,Haftung für den Verrichtungsgehilfen" (BGB)

§ 278,,Haftung für Verschulden des Verrichtungsgehilfen" (BGB)

In diesen Paragraphen ist die Haftung des Dienstherrn fi,ir das rechtswidrige

Verhalten des Verrichtungsgehilfen bzw. das schuldhafte Handeln des

Erfiillungsgehilfen ge re gelt.

Bei § 831 besteht allerdings Entlastungsmöglichkeit für den Staat, wenn er

den Verrichtungsgehilfen sorgftiltig ausgewählt hat. Insofern wird die

Staatshaftung auf seltene Fälle beschränkt sein.

Wie sich aus den vorstehenden Ausführungen ergibt, ist zwischen der

Haftung des Staates fiir das Verhalten seiner Bediensteten und der persön-

lichen Haftung des Bediensteten zu unterscheiden. Hat der Staat Ersatz

ztr leisten, stellt sich die Frage des Regresses (Art. 34 GG, § 86 NBG).

Um diese ,,ltlehrgleisigkeit" der Haftung Staatshaftung, Regreß und
persönliche Haftung - zu verstehen,ist es notwendig, den Sinn der Staats-

haftung noch einmal herauszustellen.

Dem Staatsbürger wird die Verwirklichung berechtigter Ansprüche

durch den Staat garantiert, wenn dieser hoheitlich tätig wird. Die Be-

friedigung seiner Anqprüche ist somit nicht ahbängig von der jeweili-

gen Finanzkraft des einzelnen Bediensteten; das könnte Nachteile fiir
den Bürger bringen.
Darüber hinaus wird der Amtsträger von der unmittelbaren Haftung

befreit, uffi ihn vor der Möglichkeit viele r Ernzelverfahren zu schützen.

Hier haftet der Staat ausschließlich. Das heßt jedoch nicht, daß der

Beamte nicht in Regreß genommen werden kann. Die Möglichkeiten

des Regresses sindjedoch beschränkt (s. § 86 NGB), um die Entschluß-

freudigkeit der Beamten nicht durch Angst vor persönlicher Haftung

einzuengen.
Bei Ausübung hoheitlicher Tätigkeit ist, sofern dem Beamten nur

Fahrlässigkeit vorzuwerfen ist, ein Rückgriff nicht möglich.

Von entscheidender Bedeutung fiir die Haftung allgemein und fiir die

Regreßmöglichkeit ist die Differenzierung bei der Art der Dienstpflicht-

verletzung. Es geht dabei um die Abstufung zwischen Vorsatz, grober

F ahrlässigkeit und F ahrlässigkeit.

Eine Definition im Gesetz gibt es nur für ,,fahrlässig"-

§ 276 (l) des BGB lautet:

Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt

außer acht läßt . . .".
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,,Grobe Fahrlässigkeit" und ,,Vorsatz" sind durch dte Rechtssprechung wie
folgt definiert:

,,Grob f ahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche
Sorgfalt in besonders schwerem Maße verleEt, der nicht beachtet,
was im gegebenen Fall jedem einleuchten muß, oder der schon die ein-
fachsten naheliegenden überlegungen nicht anstellt."

,,Vorsätzlich handelt, wer den Eintritt des Schedens als
Folge seines Handelns voraussbht und in Kauf nimmt, oder sich der
Geführlichkeit seines Handelns bewußt ist."

Des weiteren ist fiir die Klärung der Haftung die Art der Tätigkeit des
Bediensteten von Bedeutung. Zu unterscheiden ist zwischen ,,hoheitlicher
Tätigkeit'o und,privatrechtlicher (fi*alischer) Tätigkeit".

Zut Verdeutlichung sind die Haftungunösliclrkeiten und im Vorgriff auf
2. die Versicherungsnöglictrkeiten grob vereinfacht in der folgenden Ta-
belle zusammengestellt :
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Haftungsübersicht
für Beant e / Angestellte/Arbeiter

S = staatehaftung nach Art. l4 GG, § \tg (u. 8)1, zz8) gcg

P = persöntiche Haftung nach § 8r9 ,. 82, BGB § 86 NBG

nach Art. lt+ GG - § 85 NBG
R = Resreß

Art der Tätigkcit

nit Uirkung

Art der
Dienstpf I ichtverle t zun

hoheitlich pri vat re cht I i ch

innen
( Di ens t herr )

außen
(Pritter)

innen
(Dienstherr

außen

(oritter)

FahrlässiSkeit
ke ine

Haftung S Bli K?:rt;
i ,"2:"'

PZZZ

s3r1 R

grobe Fahrläsaigkeit
''r/' /'/2,

1,1;-B
' 88f.

P",,?

,saliR

Vorsatz P,, S BliR P85 P rrrrT

Ve rs iche ru ngs mög I ic h ke ite n

f ) Staatshaftung bei schadensSeneigter Tätigkeit

vermö gen6schaden-Ha ftpfli cht versicherung

Amt sha ft P f I i cht -Ve rs i c he rung
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Versicherungsm öglichkeiten

Ftir einige Haftungs- oder Regreßansprüche besteht flir den Bediensteten
die Möglichkeit, Versicherungen abzuschließen.
Im allgemeinen bieten Versicherungsgesellschaft en zwei,,Versicherungen"
dafiir an:

I ) Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung
fiir Schäden gegenüber seinem Dienstherrn , gffiz gleich, ob ftir Eigen-
schäden oder fiir Regreßansprüche infolge Schäden Dritten gegen-
über

2) Amtshaftpflichtversicherung
fiir Schäden gegenüber Dritten,
z.B. Kabelschäden bei Vermarkungsarbeiten

Dieser Versicherungstyp schließt häufig e ine Privat-H aftp fl ichtversiche -
rung mit ein und deckt z.B. ab:

Personenschäden bis I Mio. DM
Sachschäden bis 300 000 DM
Vermögensschäden bis l2 000 DM
(Diese Vermögensschäden beziehen sich ausschließlich auf den
Privatbereich)

Welcher Versicherungstyp welche Art der Tätigkeit und Art der Dienst-
pflichtverletzung abdeckt, ist in der vorstehenden Tabelle graphisch
hervorgehoben.

Daß fiir vorsätzliche Dienstpflichtverletzungen in keinem Fall eine Ver-
sicherung eintritt, versteht sich von selbst; und daß bei hoheitlicher Tätig-
keit und Fahrlässigkeit kein Versicherungsschutz erforderlich ist, ist im
Kapitel I erläutert.

Reform der Staatshaftung

In den vergangenen 20 Jahren hat sich gezeigt, daß das geschichtlich ge-
wachsene Staatshaftungsrecht Überschneidungen aufweist und durch
zusätzliche ge se tzl iche B e stimmunge n u nübersich tlich ge wo rden i st .

Bereits 1968 ist derAnstoß n$ Reform der Staatshaftung gegeben worden.
Eine Sachverständigertkommission hat Reformvorschläge erarbeitet, die
1973 der Öffentlichkeit zur Diskussion vorgelegt *oidm sind . l97B
ist der Entwurf eines Staatshaftungsgesetzes beim Bundestag eingebracht
worden - Zut Zeit befindet sich dieser Gesetzentwurf in den Ausschüssen
(Innenausschuß, Rechtsausschuß) in Bonn. Die Länder erheben erhebliche
Bedenken.
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Als einige Reformziele seien genannt:

Umkehrung der Beweispflicht; bisher mußte der Bürger beweisen,

daß der Bedienstete falsch gehandelt hat, in Zukunft soll der Be-

dienstete beweisen, daß er sorgfältig gehandelt hat. Im Datenschua'

gesetz ist diese Umkehrung der Beweispflicht bereits verankert).

Primäre Staatshaftung im hoheitlichen Bereich, d. h. Abschaffung

der Verweisung auf andere Ersatzmöglichkeiten

Verbesserter Schutz bei Versagen technischer Einrichtungen und

bei Tumultschäden.

Haftung der öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (öbVermlng)

Der öbVermlng ist in Niedersachsen in seiner Rechtsstellung nach der

Berufsordnung Träger eines öffentlichen Amtes. Diese Berufsgruppe ist

somit mit unseren Notaren vergleichbar. Das gilt auch fiir Haftungsfragen-

§ 8 (Z) der Berufsordnung der öbVermlng.vom 28.12. 1965 besagt:

,,Das Land haftet n i c h t an Stelle des Öffentlich bestellten Vermessungs-

ingenieurs."

Im Zuge der Reform des Staatshaftungsrechts ist eine Erweiterung der

Staatshaftung bei Amtspflichwerletzungen vorgesehen. Eine Anderung

der Haftungibestimmungen ist deshalb bei S,eichzeitiger Anderung der

jeweiligen Berufsordnungen nicht auszuschließen ,ztrmal bereits 1973 und

lgTS die Oberlandesgerichte Zweibrücken und Karlsruhe in zweiUrteilen,

in denen es um Kabelschäden infolge Grenzverrnessung durch ÖbVermlng

ging, Staatshaftung bej ahten.

Zur Zeit gilt jedoch noch die bisherige Rechtslage:

Das Land haftet nicht an Stelle des ÖbVermlng.

s 8 (l) der öbVermlng-Berufsordnung besagt darüber hinaus:

,,yerletzt ein öbVermlng bei seiner Amtsausübung vorsätzlich oder

fahrlässig die ihm einem anderen gegenüber obliegenden Pflichten, so

hat er diesem den daraus entstandenen Schadenzu ersetzen.

Fallt dem öbVermlng nur Fahrlässigkeit zvr Last, so kann er nur dann

in Anspruch genommen werden, wenn der Geschädigte nicht anders

Ersatz erlangen kann

s g Abs. (a) der Berufsordnung schreibt darüber hinaus vor, daß der

öbVermlng verpflichtet ist, sich gegen die Haftpflichtgefahren, die

sich aus seiner Amtsausübung ergeben, ausreichend zu versichern-
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Diese Berufshaftpflichtversicherung ist in den einzelnen Bundesländern ver-

schieden geregelt. In Niedersachsen ist die Höhe der Versicherung nach

dem Umfang und der Art der Amtstätigkeit zu bemessen. Eine Selbst-

beteiligung ist zulässig. Bei Arbeitsgemeinschaften (Sozietäten) hat jeder

ÖbVermlng die Haftpflichtversicherung abzuschließen .

Haftung der Mitglieder des Gutachterauschusses

§ 137 (1) BBauG sieht die Bildung von Gutachterausschüssen bei den

kreisfreien Städten und Landkreisen vor. Sie haben Gutachten über den

Wert von unbebauten und bebauten Grundstücken sowie von Rechten an

Grundstücken zu erstatten.

Diese Gutachten haben nach § 143 BBauG keine bindende Wirkung,
sofern nichts anderes bestimmt oder vereinbart ist. Dennoch können sich

daraus Schadensansprüche ableiten. Der Gutachterausschuß ist eine staat-

liche Einrichtung, und die Erstellung eines Gutachtens kommt einer hoheit-
lichen Tätigkeit gleich. Insofern können Schadensersatzansprüche wie

auch bei privater Gutachtertätigkeit - auftreten, wenn feststeht, daß bei
der Erstellung des Gutachtens fahrlässig oder vorsätzlich falsch gehandelt
wurde.

Es kann also auch in diesem Bereich eine Amtspflichfterletzung vorkom-
men , ganz gleich, in welcher Rechtsstellung sich die jeweiligen Mitglieder
des Gutachterausschusses dem Staat gegenüber ,,von Haus aus" befinden
(2.8. freiberuflich). Eine Amtspflichtverletzung ist übrigens auch gegeben,

wenn ein Gutachter seine Pflicht zur Verschwiegenheit gem. BBaUG

§ 138 (3) verletzt.

Da die Gutachtertätigkeit der Ausübung eines anvertrauten öffentlichen
Amtes gleichkommt, haftet hier grundsätzlich der Staat oder die Körper-
schaft, die die Gutachterausschüsse einsetzt, In Niedersachsen ist dies das

Land.

Allerdings bleibt (nach Art . 34 GG) bei Vqrcatz oder grober Fahrlässigkeit
der Rückgriff vorbehalten. Das Land kann also den Gutachterausschuß bei
Verletzung der Sorgfaltspflicht in besonders schwerem Maße oder bei
Vorsat z haftbar machen.

Interessant dürfte fiir diesen Teilbereich noch der Versicherungs-
a s p e k t sein. Ein Gutachterausschuß fiillt seine Entscheidungen als
Kollegialgremium mit z.B. 3 Mitgliedern. Die Mögliclrkeit einer Fehl-
einschätzung aus grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz erscheint dabei als
nahezu unmöglich. Es dürfte deshalb auch nicht notwendig sein, daß Gut-
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achter des Gutachterausschusses besondere Haftpflichtversicherungen ab-

schließen.

Im übrigen würde ein Ausschuß gesamtschuldnerisch haften. Der Aus-

schluß eines Mitgliedes von der Haftung käme nur dann in Betracht, wenn

nachweisbar ist, daß die grob fahrlässige oder vorvätzlich falsche Entschei-

dung des Ausschusses gegen seinen Willen und gegen seine Stimme von den

übrigen Gutachtern mehrheitlich getroffen worden wäre.

Haftung für Mitglieder des Umlegungsausschusses

Ein Umlegungsausschuß nach dem vierten Teil des Bundesbaugesetzes ist,

obwohl er weitgehend selbständig handelt, ein Organ der Gemeinde- Das

folgt schon daäus, daß die Umlegung eine Angelegenheit der gemeind-

lichen Selbstverwaltung ist. Die Mitglieder sind somit Inhaber eines öffent-

lichen Amtes. Daraus ergibt sich, daß die Gemeinde auch fiir Schadens-

ersatzansprüche aus Amtspflichtverletzungen der Ausschußmitglieder

haftet (§ 839 BGB i. V. m. Art .34 GG).

Ein späterer Rückgriff auf die Umlegungsausschußmitglieder bleibt der

Vorsat z oder grober Fahrlässigkeit vorbehalten.

Hinsichtlich der gesamtschuldnerischen Haftung gilt das gleiche, wie es bei

den Gutachterausschüssen erläutert wurde.

Disziplinarrecht

Während bei Haftungsfragen die Arntspflichtverletzung oder Dienstpflicht-

verletzung ausschlaggebend ist, spielt im Disziplinarrecht das D i e n s t-

v e r g e he n eine Rolle. Häufig sind Dienstpflichtverletzung und Dienst-

vergehen nicht voneinander trennbar'

Als'Dienstvergehen wird nach § 85 NBG angesehen, wenn der Beamte

schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten verletzt. Ein Verhalten des

Beamten au ß e r h al b de s D i e n s t e s ist ein Dienstvergehen,

wenn,es nach den Umständen des Finzelfalles in besonderem
M a ß e geeignet ist, Achtung und vertrauen in einer lur ::t: Amt oder das

Ansehen des Beamtentums bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen-

Die pflichten können also innerhalb und auße1h.ulb !e; 
Dien:l.1 verletzt

, werden- Als Norm ist die sogenannte WoHverhaltensklauset !§ 62 NBG)

anzusehen, wonach der Beamte innerhalb und außerhalb des Dienstes der

Achtung und dem Vertrauen gerecht zv werden hat, die sein Beruf er-
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Das Disziplinarrecht ist also ein Teil des Beamtenrechts. Es regelt die Frage,

wann ein Beamter ein Dienstvergehen begeht, in welcher Form es auf-

zuklären ist und wie es geahndet werden soll. Ein vergleichbares Rechts-

institut gibt es bei Angestellten und Arbeitern auch im öffentlichen Dienst

nicht.
Das materielle Disziplinarrecht ist im Niedersächsischen BeamtenGesetz

(NBG), das formelle Disziplinarrecht in der Niedersächsischen Diszipli-

narordnung (NDO) geregelt.

Entsprechend der Bundesregelung gibt es folgende 7 Disziplinarmaßnah-
men (5 fiir aktive Lebenszeitbeamte,2 fiir Ruhestandsbeamte):

Verweis

Geldbuße

Gehaltskürzung
Versetzung in ein Amt derselben

Laufbahn mit geringerem End-
grundgehalt

Entfernung aus dem Dienst

Kürzung des Ruhegehaltes
Aberkennung des Ruhegehaltes

im nichtförmlichen
Disziplinarverfahren

im förmlichen
Disziplinarverfahren

fiir Ruhestandsbeamte

Bei Beamten auf Probe und Widerruf kommen in Frage:

Verweis, Geldbuße und Entlassung durch Verwaltungsakt.

Vor der Neuordnung des Niedersächsischen Disziplinarrechts im Jahre 1970
gab es noch die Maßnahmen ,,Verwarnung", ,,Versagung des Aufsteigens
im Gehalt", und ,,Einstufung in eine niedrigere Dienstaltersstufe". Diese

Maßnahmen sind ersatzlos abgeschafft worden.

Die Ahndung eines Dienstvergehens fiihrt entweder zu einer Pflichten-
mahnung (= Erziehungsmaßnahme) oder zur Lönrng des Beamtenverhält-
nisse s (= Reinigungsm aßnahme).

Sie dient nicht der Vergeltung oder der Stihne und unterscheidet sich in-
sofern vom Strafrecht. Das schließt jedoch nicht aus, daß bei einem Ver-
gehen eines Beamten sowohl strafrechtlich als auch disziplinarrechtlich
gegen ihn vorgegangen wird. Dies ist keine Doppelbestrafung, die nach
Art. 103 Abs. 3 GG verboten ist.

Dennoch war der Eindruck der Zw e igle isigke it der,,Bestrafung"
bei Bearnten nicht ganz nr leugnen. Insbesondere bei außerdienstlichen
Vergehen, wie z.B. im Straßenverkehr, führte es häufig zu strafrechtlichen
und disziplinarischen Maßnahmen.
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Durch das Neuordnungsgesetz von 1970 ist der Tatbestand des Dienst-

vergehens im außerdienstlichen Bereich jedoch erheblich eingeschränkt

worden. Gewählt wurde die Formulierung ,,in besonders schwerem Maße".

Außerdem heßt es in § 14 NDO (Fassung seit 1970):

,,Ist durch ein Gericht oder eine Behörde eine Strafe oder Maßnahme

nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten verhängt worden, so darf

wegen desselben Sachverhalts ein Verweis nicht ausgesprochen werden;

Geldbuße, Gehaltskürzung und Kürzung des Ruhegehalts dürfen nur

verhängt werden, wenn dies zuvätzlich erforderlich ist, um den Beam-

ten oder Ruhestandsbeamtennx Erfiillung seiner Pflichten anzuhalten

und das Ansehen des Beamtentums zu wahren-"

So wird es aufgrund der neuen Rechtsprechung neben einer strafgericht-

lichen Verurteilung zusätzlich zu einer Disziplinarmaßnahme im Straßen-

verkehr nur kommen

bei Trunkenheit am Steuer i m D i e n s t
bei Trunkenheit am Steuer auße r Die n st beibesondersschwe-

ren Umständen (Berufskraftfahrer, Wie derholungsfall, schwere Unfall-

folgen).

Nicht mehr zulässig ist demnach nach § 14 NDO eine zuvätzliche Diszipli-

narmaßnahme z.B. bei Trunkenheit am Steuer außerhalb des Dienstes

ohne erschwerende Umstände.

Exakt abgegre nzte Tatbestände für die Einleitung eines Disziplinarver-

fahrens gibt es nicht. Für die Frage, ob und gegebenenfalls in welcher

Weise eine Disziplinarmaßnahme verhängt werden soll, gilt das O p p o r-

tunitätsPrinziP.
Das heißt: Die zuständige Behörde (Jeder mit der Disziplinwgewalt ausge-

stattete Dienstvorgese tzte) hat bei Vorliegen eines Dienstvergehens zu ent-

scheiden, ob es erforderlich und zweckmäßig ist, disziplinarrechtlich ein-

zuschreiten. Hierbei sind das gesamte dienstliche und außerdienstliche Ver-

halten und die Persönlichkeit zu berücksichtigen -

Für die Vorermittlungen nach § 26 NDO gilt dagegen das Legalitätsprinzip.

Abschließend zu diesem Thema ,,Disziplinarrecht" ist noch anzumerken,

daß die schrif tliche Mißbilligung keine Disziplinarmaß-

nahme ist. Sie ist als Zwechtweisung, Ermahnung oder Rüge außerhalb des

Disziplinarverfahrens zu verstehen -

Dienstunfälle

Als Dienstunfall anzusehen ist ein Unfall mit Körperverletzung in Ausübung

des Dienstes oder infolge des Dienstes. Dazv gehören neben der eigent-
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lichen Arbeitszeit auch Dienstreisen, Teilnahme an dienstlichen Veranstal-
tungen sowie Wege zur Dienststelle und zurück.

Bei einem Dienstunfall springt die Unfallfiirsorge ein (siehe Unfallversiche-
rungs-Neuregelungsgesetz - UVNG - v. 3 0.4.63 BGBI. I, S .241).

Komplaiert wird es nur in den ,,Randgebieten" dienstlichen Handelns.
Dort ist zunächst zu prüfen, ob der Unfall überhaupt als Dienstunfall an-
erkannt werden kann. Die Rechtsprechung war und ist auf diesem Gebiet
besonders aktiv. Die Grenzen dienstlichen Handelns sind weitgehend durch
Richterrecht bestimmt.
Einige Aspekte dazu seien aufgezeichnet.

Wegeunfall:

Als Dienstunfall gilt ein Unfall während der Arbeitszeit; dabei sind H i n-
u n d R ück we g eingeschlossen.Exakt beginnt (undendet) derDienst-
weg mit Betätigung der Haustür (Außentür).

Unschädlich - so die Rechtsprechung - ist es auch, wenn ein Bediensteter
auf dem Weg ftir kurze Zeit sein Fahrzeug wegen einer privaten Ver-
richtung verläßt. Das gilt sowohl fiir Hin- und Rückweg als auch für Unter-
brechung von Dienstgängen (BVerwG II C 39.68 - 4.6.70).
Nicht geschützt hingegen ist ein Bediensteter unfallversorgungsrechtlich,
wenn er von einer getrennt von der Dienststelle liegenden Kasse Bezüge
abhebt.

Einen breiten Raum nimmt die Rechtsprechung fiir Wegeunfälle im Zu-
sammenhang mit dem K a n t i n e n b e s u c h ein.

Liegt die Kantine im Haus, dann ist ein Dienstunfall unstreitig. Desgleichen,
wenn nrm Mittagessen eine vertraglich gebundene Gaststätte oder die
eigene Wohnung zum Mittagessen aufgezucht wird. In einem Fall ist aller-
dings die Frage der Unfallversorgung infolge eines Unfalls auf dem Weg zu
einer allgemein zugänglichen Gaststätte offengeblieben. Die Grenze ist
somit hier nicht immer exakt definiert.

Gemein schaftweranstaltungen :

Gemeinschaftsveranstaltungen zältlen zv dienstlichen Veranstaltungen,
wenn sie ihre entscheidende Prägung durch die dienstliche Sphäre erhalten.
Dies ist z-8. bei einem Betriebsausflrg eindeutig zu bejahen.
Bei regelmäßigen Kegelabenden trifft dies dagegen nicht zu.

Betriebssport:
Desgleichen bestehen nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts keine
Bedenken, sportliche Veranstaltungen als dienstliche Veranstaltungen an-
zusehen, allerdings unter folgenden Voraussetzungen:

193



Sportliche Veranstaltung muß im Zusammenhang mit Dienst stehen

(= körperliche Ertüchtigung, Abwechslung)

Ein vom Dienstvorgesetzten beauftragter Bediensteter hat als Übungs-

leiter in dienstlicher Funktion anwesend zu sein

Erforderlich ist die Aufstellung eines Übungsplanes mit Genehmigung

durch den Vorges etzten und das Führen einer Anwesenheitsliste

Veranstaltungen sind regelmäßig durchzufiihren, um als Ausgleichs-

sport anerkannt werden zu können

Teilnehmerkreis sollte auf Behörde beschränkt sein (im wesentlichen)

Kein reiner WettkamPfcharakte r.

Bei reinen Wettkämpfen ist die Mitgliedschaft im Landesbetriebssport-

verband e.V. Niedersachsen Pflicht; damit verbunden ist eine zuvätzliche

Haftpfl icht- und Unfallversicherung.

S icherh eit svo rsch riften
Z' guter Le171 seien noch die Sicherheitsvorschriften genannt, die bei Ver-

*.rrurgsarbeiten zu beachten sind. U.a. geht es dabei auch um das Tragen

von Schutzhelmen, Schutzbrillen, Sicherheitsschuhwerk, Handschvtz und

witte ru ngsbe dingte r Schu tzkleidu ng.

Während Schutzhelme und Brillen vom Amt zur Verfügung gestellt werden,

ist in unserem Verwaltungsbereich der Arbeitgeber durch die Zahlung der

Feldaufwandvergütung, die leut i. d. R. 3,- DM/Tag beträgt, von der

pflicht entbunden, die Schutzkleidung kostenlos zvr Verfügu ng ur stellen -

Besonders hinweisen möchte ich auf das Schuhwerk mit durchtrittsicherer

Sohle und Schutzkappe, das von dem Außendienstpersonal selbst beschafft

werden muß. Diese Feldaufwandvergütungsregelung gilt auch fiir Auszu-

bildende, nicht aber fiir Praktikanten;für sie sind in diesem Jahr erstmals

Haushaltsmittel eingesetzt worden, uffi das Schuhwerk von der Dienststelle

aus vorhalten zu können.

Schuhunfälle bei Nichtbeachtung von Sicherheitsschuhwerk sind ja nicht

selten; Schwierigkeiten können sich wegen der erläuterten Rechtslage

ergeben.

Es ist dringend erforderlich, in den vorgeschriebenen und aktenkundig zu

machenden Sicherheitsbelehrungen fiir das Außendienstpersonal insbeson-

dere auf den sachverhalt bei dem schuhwerk hinzuweisen.
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Bericht über das Seminü ,,Wattvermessung"
an der Universität Hannover

Einleitung

Vom 3. bis 6.März 1980 fand an der Universität Hannover das erste Semi-
niu ,,Wattvermessung topographische Erfassung von Watten und deren
Wiedergabe in digitaler und graphischer Form -" unter der Leitung von
Prof. Dr.-Ing. G. Hake statt. Die Veranstaltung wurde durchgefiihrt am
Lehrgebiet fiir Topographie und Kartographie in Verbindung mit dem Teil-
projekt Rl ,,Topographieund Kartographie im Küstenbereich" des Sonder-
forschungsbereichs l4g,,Vermessungs- und Fernerkundungsverfahren an

Küsten und Meeren".

Das Watt

Als Watt bezeichnet man das Übergangsgebiet vom festen Land zum Meer
an einer Tideküste, das bei Flut regelmäßig überströmt wird und bei Ebbe
trocken fällt. Das zweimal taglich auf- und zurückfließende Wasser schneidet
in den Wattboden ein weitverzweigtes Rinnensystem (Baljen, Priele).

Für die Aufgaben des Küstenschutzes ist das Watt, das durch den Einfluß
der Natur ständigen Veränderungen unterworfen ist, von besonderer Be-
deutung. Um beispielsweise bei großräumigen Planungen über aktiven oder
passiven Küstenschutz entscheiden zu können, muß man die Wattgebiete
regelmäßig vernessen und die Ergebnisse in Karten darstellen. Nur mit
Hilfe solcher Grundlagen ist es möglich, morphologische Veränderungen
der Watten (Auftrag, Abtrag, Verlagerung) zlr erkennen und Eingriffe in
das natärliche Kräftespiel den allgemeinen Gestaltungsvorgängen anzu-
passen und ihre mutnaßlichen Folgen abzuschätzen.

Wattkarten werden über das Küsteningenieurwesen hinaus von anderen
Geowissenschaften und der Wasserwirtschaft sowohl fi,ir die praktische
Arbeit als auch flir die Darstellung der Unterzuchungsergebnisse benötigt.

Als Naturlandschaft wird das Watt neuerdings auch fiir den Umweltschutz
interessant.

Küstenforschrurg an der Universität Hannover

Im Jatrre 1960 begann das Geodätische Institut der TU Hannover unter
Leitung von Prof. Dr.-Ing. Dr.-Ing. E. h. W. Großmann in Zusammen-
arbeit mit der Forschungsstelle für Insel- und Küstenschutz Nordertroy,
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alljährlich Vermessungen auf den Ostfriesischen Inseln und im Wurster

Watt nx Bestimmung von Lage- und Höhenfestpunkten durchzufiihren.

So entstand 1964 die erste wissenschaftliche Arbeit über Wattvermessung

an der TU Hannover, Grothenn, D.: ,,Untersuchungen zur Wattvernessung".

Das Ziel war, die Genauigkeit der bisher für die Wattvernessung angewand-

ten Aufnahmeverfahren nr untersuchen, Vorschläge ztJr Steigerung der

Genauigkeit zv erarbeiten und neue Meßverfahren zu entwickeln. Neue

Aufnahmeverfahren sollten nicht nur moderne Geräte und Auswerte-

methoden anwenden, sondern das Watt großräumig erfassen und die Ab-
hängigkeit von Wetter und Gezeiten weitgehend ausschalten.

Grothenn konnte bei der vergleichenden Beurteilung der verschiedenen

Verfahren als neues Aufnahmeverfahren fi.ir die trockenfallenden Watt-

gebiete die Serien-Einzelbildmessung (Wasserlinienverfahren), die 1963

erstmalig im Watt südlich der Insel Norderney benutzt wurde, empfehlen.

Bei diesem Verfahren wird das auflaufende Wasser in unterschiedlichen

Zeitabständen photogrammetrisch aufgenommen. Für ein Gebiet werden

so innerhalb von 5 Stunden ca. 15 verschiedene Flutungszustände ermittelt.

Aus der sich ändernden Grenzlinie zwischen dem auflaufenden Wasser und

dem noch trockenen Watt (Wasserlinie) ergibt sich ein Formlinienbild des

Geländes, dem später die Höhenwerte ztgeordnet werden können. Die

Forschungen zvr Wattverrnessung an der niedersdchsischen Küste (Wurster

Watt) wurden unter der Leitung von Prof. Dr.-Ing. G. Hake am Lehrstuhl

fiir Topographie und Kartographie fortgefiihrt. Die Ergebnisse wurden 1969

in einer weiteren wissenschaftlichen Arbeit dargelegt, Schleider, W. :

,,Unterzuchungen zur Anwendung des Wasserlinienverfahrens in hydro-

logisch schwierigen Gebieten" . 1966 wurde das Wasserlinienverfahren in

der Eider und 1969 im Jadebusen mit gutem Erfolg eingesetzt.

lg73 konnte mit der Einrichtung des Sonderforschungsbereichs (SFB) 149

,,Vermessungs- und Fernerkundungsverfahren an Küsten und Meeren"

an der Universität Hannover im Teilprojekt R I ,,Topographie und Karto-

graphie im Küstenbereich" die seit 1963 durchgefiihrte Forschung im

Küstenbereich noch intensiviert werden. Das zm Zeit aktuellste Ergebnis

wurde lgTg mit der wissenschaftlichen Arbeit von Wegener, B. ,,Rechner-

gestützte Erfassung und Beschickung von Wasserlinien im Verfahren der

Wattverrnessung" vorgestellt. Testgebiet war der Bielshövensand in der

Meldorfer Bucht.

Diese Entwicklung zeigt, daß der Zeitpunkt fiir das Seminar ,,Wattverrnes-

sung.. nach einer Erfahrung von zwei Jahrzehnten recht glücklich gewahlt

war.
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Ziele des Seminars,,Wattvermessung "

Den Teilnehmern neben Gästen aus Dänemark und den Niederlanden
überwiegend Praktiker aus dem norddeutschen Raum - sollte ein Gesamt-
überblick über den augenblicklichen Stand und die weitere Entwicklung
in der Wattvermessung vermittelt werden.

Vorgestellt wurden die Forschungsarbeiten ztx Erfassung, Verarbeitung
und Speicherung von Vermessungsdaten der Watten. Darüber hinaus
hielten mehrere mit den Sachproblemen in der Praxis vertraute Fachleute
Kurzreferate und gaben damit einen repräsentativen überblick über die
Aktivitäten im Bereich der Küstenvermessung. Ferner wurde über die
Arbeiten weiterer Teilprojekte des SFB 149 berichtet.

Seminarunterlagen

Als Lehrmaterial für das Seminar wurde allen Teilnehmern von den Veran-
staltern ein umfangreicher Ordner überreicht, der fiir jeden Vortrag eine
Gliederung und eine Inhaltsangabe in Stichworten enthielt. Besonderes
Interesse riefen die als Anlagen beigefiigten verschiedenen Höhenlinien-
karten bis hin zur Wattkarte als Luftbildkarte hervor. Dieser Ordner kann
noch nachträglich beim Lehrgebiet für Topographie und Kartographie
erworben werden.

Neue Erkenntnisse in der Wattvennessung

Das Seminar war in drei Abschnitte unterteilt. Die Themen der Vorträge
sind diesem BerichtalsAnhangbeigeftigt. Im l. Abschnitt wurden
die Verfahren zur Erfassung der Topographie von Wattgebieten und die der
benachbarten Bereiche behandelt. In der Wattvermessung müssen ter-
restrische, photogrilmmetrische und flir die nicht trockenfallenden
Gebiete nautische Verfahren miteinander kombiniert werden. Die Ent-
wicklung elektrooptischer Geräte ermöglicht nun auch - neben den bis-
herigen Flächennivellements die elektronische Tachymetrie als ein
te rre strische s Ve rfahre n m it hohe r Genau igk eit einzu se tz en .

Dabei wurde die instrumentelle Ausrüstung (elektrooptischer Tachymeter
mit Registriereinheit und On Jine -Re chner einschl. Stativen und Re fl ektoren)
durch eine hochwasserfreie Beobachtungsplattform (ein ca. 4 m hohes
zusammenklappbares Aluminiumgerüst) mit einem 3,2 m hohen Stativ
ergänzt Auf diese Weise ist eine großräumige rasterf«irmige Erfassung des
Watts möglich, bei der mehrere Prismenträger parallel nebeneinander auf
Gitterlinien (100 m Abstand) laufen. Die Lage kann dabei jederueit mit
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Hilfe des OnJine-Rechners kontrolliert werden. Für die Höhenübertragung

- vor allem bei Entfernungen über 500 m - wird der Einfluß der Refrak-

tion durch wiederholte Zenitwinkelmessungen nach einem höhenmäßig

bekannten Punkt (Refe rcnzpunkt) ermittelt, so daß die tägliche Gangkurve

des Refraktionskoeffizienten berechnet werden kann. Ein großer Vorteil

gegenüber den bisherigen terrestrischen Verfahren ist bei der elektro-

nischen Tachymetrie die automationsgerechte Erfassung der Meszungs-

daten. Mit dem am Lehrgebiet für Topographie und Kartographie ent-

wickelten Auswerteprogrilmm TASH werden die im Watt registrierten

Rohdaten fi.ir die Koordinaten- und Höhenberechnung aufbereitet.

Auch die Erfassung des Watts im Wasserlinienverfahren konnte weit-

gehend automatisiert werden . Zunächst werden die Wasserlinien in un-

entzerrten Filmpositiven digitalisiert (Datenerfassung), danach erfolgt

die Transformation der digitalisierten Wasserlinien in Gauß-Krüger-Koordi-

naten durch rechnerische Luftbil denaerrung. Anschließend wird den

Wasserlinien die Höhe rechnerischzugeordnet, so daß ein digitales Gelände-

modell (DGM) entsteht, aus dem jederzeit eine kartographische Darstel-

lung abgeleitet werden kann.

Bei den nautischen Verfahren - Positionsbestimmung des Schiffes durch

Funkortungsverfahren und Tiefenmessung mittels Ultraschall (Echolot)

wird versucht, die Genauigkeit der Höhenzuordnung an die Lotungs-

messungen die Reduzierung der geloteten Wassertiefen auf ein einheit-

liches Bezugsniveau wird als Beschicku ng bezeichnet - zu verbessern. Die

bisherige indirekte Beschickung mit Hilfe des Wasserstandes und Höhen-

anschluß von Pegeln soll durch eine direkte und automationsgerechte Be-

schickung ersetzt werden. Es wird versucht, Lage und Höhe des Schiffes

durch dreidimensionale Positionsbestimmung mittels dynamischer Tachy-

metrie zu erfassen, so daß die jeweils gelotete Wassertiefe rechnerisch

zugeordnet werden kann. Auf diese Weise erhält man eine EDV-unter-

stützte Auswertung der Meßdaten-

Bei trigonometrischen Höhenmessungen ^x Bestimmung von Höhen-

festpunkten im Watt wurde eine hohe Genauigkeit eruielt, indem die Zenit'

winkelmessungen gegenseitig $eictu:eitig beobachtet wurden. Dieses zvr

Zeit sehpui*.rdige Verfahren soll wirtschaftlicher gestaltet werden

durch den Einsatz eines am Geodätischen Institut entwickelten Dispersio-

meters, mit dem auf die gegenseitigen Beobachtungen verzichtet werden

kann.

Sehr begrtßt wurde von den Praktikern, daß die Firmen Wichmann (Wild)

und Zeiss in einer Ausstellung die derzeitig auf dem Markt befindlichen

elektro op tischen Geräte vorführten'
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Der 2. Abschnitt war der Aufbereitung undVerarbeitungerfaßter
Daten zu digitalen Geländemodellen (DGM) und deren Möglichkeiten ge-

widmet. Aus automationsgerecht erfaßten Messungsdaten können mit
Hilfe der EDV räumliche Koordinaten erzevgt werden, mit denen in einem
DGM beispielsweise die Geländeoberfläche des Wattes dargestellt und
gespeichert werden kann. Aus einem solchen DGM lassen sich dann mit
geeigneten Programmen alle Größen bestimmen, die für den Ingenieur
von Interesse sind. Hierzu gehören beispielsweise Höhenlinien, wobei für
vorgegebene Höhen die entsprechende Lage (Linie) ermittelt wird. Bei
einem Vergleich zweier DGM können die örtlichen Veränderungen (Auf-
und Abtrag) erkannt werden. Anschließend können die aus einem DGM
ermittelten Daten automatisch kartiert werden.

Mit besonderem Interesse wurde das Ergebnis eines bundesweit durch-
gefiihrten Vergleichs digitaler Geländemodelle mit 6 verschiedenen Höhen-
linieninterpolations-Progrirmmen nJr Kenntnis genommen. Die Bewertung,
die vom Arbeitskreis Topographie der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland (AdV)
vorgenommen wurde , zeigte, daß das am Lehrgebiet fiir Topographie und
Kartographie erstellte Programm TASH sehr gute Ergebnisse liefert.

Der 3. Abschnitt galt der Gestaltung der graphischen Ausgabe
sowie der Technologie bei der Herstellung von Wattkarten. Aufbauend
auf den Erfahrungen mit den vorhandenen Wattkarten in Niedersachsen,
Schleswig-Holstein und dem neueren Kartenwerk des Kuratoriums für
Forschung im Küsteningenieurwesen (KFKI) wurde eine Wattkarte als
Luftbildkarte vorgestellt, bei der die eingearbeiteten Höhenlinien flir
trockenfallende Gebiete in schwarz und fiir nicht trockenfallende Gebiete
in weiß dargestellt sind. An diese Karte waren folgende Forderungen ge-
stellt: universelle Verwendbarkeit, aktuelles und zeitlich definiertes Ver-
messungsdatum sowie schnelle und preisgünstige Herstellung. Der beson-
dere Vorteil dieser einfarbigen Karte ist darin zu sehen, daß die Struktur
des Watts auf dem Luftbild gut zu erkennen ist und daß die bisher bei den
mehrfarbigen Kartenwerken nx Darstellung der Wattstruktur benutzten
Farben nun für thematische Belange verwendet werden können.

Abschlußbemerkungen

Das erste Seminar ,,Wattvermessung" hat gezeigt, daß die vor ca.21Jahren
gestellten Anforderungen an die Wattvermessung in enger Zusammen-
arbeit zwischen der Universität Hannover und den an der Küste tätigen
Dienststellen des Bundes und der Länder weitgehend erfiillt werden
konnten.
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Es ist möglich geworden, in der Wattvermessung mit Hilfe der EDV einen

Datenfluß von der Aufnahme über die Auswertung (DGM) bis zum Ergeb-

nis (Wattkarte) ztJ erzeugen. Darüber hinaus können nicht nur neuere,

automationsgerecht ezeugte Auswertungen, sondern neuerdings auch

durch Digitalisierung der Wattkarten ältere Auswertungen in einer

topographischen Datenbank gespeichert werden. Somit stehen fiir Planun-

gen des Küstenschutzes alle erforderlichen Größen (Höhenlinien, Profile,

ptart rninhalte u. a.) auf Abruf zur Verfügung. Sicherlich werden beim

nächsten Seminar fiir Wattvermessungen in ca. 4 bis 5 Jahren bereits Er-

fahrungen mit Datenbanken vorliegen -

Die Abhängigkeit von Wetter und Gezeiten möglichst auszuschalten, hat

sich allerdings bei allen Untersuchungen als sehr problematisch erwiesen-

Zvm Schluß sei allen Beteiligten des Lehrgebietes fiir Topographie und

Kartographie und des Sonderforschungsbereichs 149 fiir das Gelingen

des Wattseminars die umfassende Information, die ausgezeichnete

Organisation und die individuelle Betreuung herzlich gedankt und fiir

die Arbeiten 1980 in den niederyächsischen und schleswig-holsteinischen

Wattgebieten viel Erfolg gewtinscht.

Hans-J. Buhse
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Programm des Seminars Wattvermessung

Hake, Wegener Begrüßung, Organisatorisches

Hake Einführung in das Seminar Wattvermessung

I verfahren zur Erfassung der Topographie von wattgebieten und benachbarten
Bereichen

Grundey Elektronische Tachymetrie

- Arbeitsorganisation, Genauigkeit, Leistung

Kruse EDVgerechte Aufbereitung der Tachymeter-Rohdaten

Wegener Wasserlinienverfahren (Teil l)
- Bildllug und häusliche Lageerfassung

Wegener Wasserlinienverfahren (Teil 2)

- Zuordnung der Höhe und Möglichkeiten zur Wieder-
gabe von Ergebnissen

Voß Beiträge zur Erfassung der nicht trockenfallenden Watt-
bereiche

- Auswertung von Lotungsstreifen

- Möglichkeiten bei der Verbeserung der Lotungs-
beschickung

Stand der Entwicklung neuerer Meßmethoden. 
(Kurzvortr,ige)

Kahmen Trigonometrische Höhenmessung über See

Kahmen Automatische Abtastung positionsbeweglicher Körper auf
. See

Egge positionsbestimmung über Satelliten- und Trägheitsver_
fahren - Chancen bei der Küsten- und Wattvermessung?

Dennert-Möller'. BeiträgederFemerkundungzurWattvermessung

':
2 Aulbereitung und verarbeitung der erfaßten Daten, digitale Geländemodelle

(DGM)

Hake ,Digitale Geländemodelle

- Begriffe, Merkmale und Anforderungen
Menke Mathematische Ansätze zur Erstellung von DGM
wegener Möglichkeiten, Vorteile und Grenzen der DGM im Küsten_

bereich

Kruse programmtechnische UJsungen

- TASH: Topographisches Aufnahme- und Aus-
wertesystem der Universität Hannover

- REWASH: Rechnergestütztes Wasserlinienverfahren
der Universität Hannover
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pape 
;:rff:1.10ffi:;;,äHfl',ä'$:T#,tfi§ffi;I'#:
Iunien Aer Länder der Bundesropublik Deutschland (AdV)

Hake Diskussion

Kurzbeiträge

Schleider Anforderungen an ein Vermesu[g§§ystem '$üste"

Bettac Entwicklungen in der küstennahen Seevermessung des DHI

Meiswinkel Entwicklungstendenzen bei den Ortungwerfahren

Luck Vermessung und Kartierung des Küstennahbereichs als

Grundlage morphologischer Arbeiten in Vergangenheit

und Zukunft

GeselligerAbend derseminarteilnehmet und Vortragenden'

Ort: Meßdach des Geodätischen Instituts, Nienburger Str' 1

3GraphischeAuqabe:GestaltungderTechnologiebeiderHerstellungvon
Wattkarten

WegenerDieWattkartealsluftbildkarteundihreMöglichkeitals
Grundlage thematischer Darstellungen

Taubert Der Weg von der Topographischen Karte zur Tendenz-

karte: Möglichkeit einer geomorphologischen Analyse

Hake Kartentechnische Möglichkeiten lioi 
-der 

Ilerstellung von

Wattkarten, Ausblick auf künftige Technologien

Ausblicke und Abschluß

Hake Gedanken zu künftigen Möglichkeiten der Wattvermessung

Disku ssion, S chlußbesPrechung

Am Nachmittag ist auf Wunsch die Besichtigung folgender

GerätesYsteme möglich :

LuttermannlnteraktivesgraphischesSystemdesRegionalenRechen.
zentrums fär Nledersachsen (RRZN) an der Universität

Hannover

Lohmann Digitale Bildverarbeitung bei der Fernerkundungs-Aus-

weitung des Sonderforschungsbereichs L49, Teilprojekte

S1., S2

2M



1.

Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes

Joachim Stege, Vermessungsdirektor bei der

Außenstelle Stade, Bahnhofstr. 16,2160 Stade

Bezirksregierung Läneburg,

2. Heinz Frenkler, Vermessrngsdirektor, Leiter des Katasteramtes Wolfsburg,
Heßlinger S1r. 27 ,3180 Wolfsbury I

Hermann Lange, Vermessungsoberamtsrat im Niedersächsischen Ministerium
des Inneffi, Lavesallee 6,3000 Hannover I

Klaus Kertscher, Vermessungsrat bei der Bezirksregierung \ileser-Effis, Theodor-
T anhen-Platz 8, 29A0 Oldenburg

HansJürgen Buhse, Ingenieur (grad.) beim Niedersächsischen Landewerwal-
tungsamt - Landesvermessutrg -, Warmbüchenkimp 2,3000 Hannover I

3.

4.

5.
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